
AZA
CH-8820 Wädenswil

P.P. / Journal
Post CH AG

Freitag, 17. Juli 2015  |  Nr. 29/30  |  57. Jahrgang

WOCHENZEITUNG FÜR DEN MITTELSTAND 
PUBLIKATIONSORGAN DER SCHWEIZERISCHEN VOLKSPARTEI SVP DES KANTONS ZÜRICH

Retouren an: Stutz Druck, Postfach 465, 8820

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer 
8600 Dübendorf / ZH, Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

Reden ist keine Kunst! So zu reden, dass man 
 ver standen wird, aber schon! Dazu muss man  wissen,  
was man sagen will und wie man es sagen muss. 
Wir  helfen Ihnen mit praxisnahen Rhetorikkursen und 
Übungen vor der Kamera!

AG für Werbung und Public Relations
Wir wollen Ihren Erfolg

Rhetorik
<griech.> rhetorike (die Redekunst)

Schreinerei
Hanspeter Rütschi
Mettlenbachstrasse 2a · 8617 Mönchaltorf
TeTeT l. 044 949 20 00 · Fax 044 949 20 01

www.schreinerei-ruetschi.ch

Ihr Türenspezialist
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Asyl- und Sozialhilfemisere am Beispiel einer 
mittleren Gemeinde 
Wenn Bund und Kanton von Asylwesen sprechen, vergessen sie gerne die Gemeinden. Das Asylwesen kostet die Gemeinden nichts, wird immer betont – 
dadurch sollen die Widerstände der Bevölkerung erstickt werden. Falsch – wie dies das Beispiel Aarburg zeigt. Das hausgemachte Asylchaos in Bundes-
bern kostet Gemeinden Millionen und dies über Jahrzehnte hinweg. Wie viel, weiss heute niemand, es fehlen die Zahlen, es fehlt am Problembewusst-
sein. Eines ist jedoch klar, die Gemeinden sitzen auf einer tickenden Zeitbombe. Die Leidtragenden sind die Steuerzahler und der Mittelstand.

In Aarburg wurde letztes Jahr ohne 
Wissen der Gemeinde eine dritte Asyl-
unterkunft durch den Kanton ange-
mietet, neben den 40 bisherigen muss 
die Gemeinde weitere 90 Asylbewer-
ber beherbergen. Anstelle von aktiven 
Bürgern und Steuereinnahmen, ent-
stehen der Gemeinde indirekte Kos-
ten. Die Kinder müssen innert weni-
gen Tagen eingeschult werden, dabei 
gibt es weder fi nanzielle noch integra-
tive Unterstützung. Mit einer positi-
ven (Status B) oder vorläufi gen (Status 
F) Aufnahme – die Anerkennungsquo-
te liegt momentan bei 70 Prozent – er-
halten Flüchtlinge eine freie Woh-
nungswahl. Damit beginnt die lang-
fristige fi nanzielle Last für die Ge-

meinden und den Steuerzahler. 
Teilweise melden sich mehrere Flücht-
lingsfamilien und Einzelpersonen pro 
Monat an. Damit sind Flüchtlinge be-
züglich Sozialleistungen den Schwei-
zerinnen und Schweizern gleichge-
stellt. Währenddessen die freiwerden-
den Plätze in den Asylzentren wieder 
mit neuen Asylbewerbern belegt wer-
den. Ein Teufelskreis!

Asylbewerber landen fast immer in 
der Sozialhilfe
Bund und Kanton übernehmen die 
Kosten für die ersten 5 respektive 7 
Jahre ab Gesuchstellung, trotz weite-
rer Sozialhilfeabhängigkeit werden 
diese Personen danach nicht mehr 
von der Flüchtlingsstatistik erfasst. 
Eine Vollkostenrechnung, was das 
Asylwesen langfristig kostet, exis-
tiert heute nicht. Aufwendig aufge-

schlüsselt nach den häufi gsten Natio-
nalitäten der letzten 10 Jahre, welche 
ein Asylgesuch gestellt haben, kann 
für Aarburg gesagt werden, dass rund 
72 Prozent in der Sozialhilfe sind. Bei 
den Eritreern – die grösste anerkann-
te Bevölkerungsgruppe – liegt die So-
zialhilfeabhängigkeit bei rund 95 
Prozent. Anders ausgedrückt, knapp 
45 Prozent aller Sozialhilfeempfän-
ger sind ehemalige Asylbewerber. Fi-
nanziell bedeutet dies, dass in den 
nächsten Jahren ca. 1,5–3 Millionen 
Franken Sozialkosten anfallen wer-
den. Allein in diesem Jahr werden die 
Kosten für 20 Flüchtlinge auf die Ge-
meinde abgewälzt.

Eritreische Bevölkerungsgruppe 
wächst rasant
2008 sind erstmals Eritreer zugezo-
gen, heute leben 160 Anerkannte, 
viele bereits mit einer C-Bewilligung, 
in der Gemeinde. Familiennachzug, 
die überdurchschnittlich hohe Ge-
burtenrate und weitere Zuzüge aus 
Asylunterkünften führen dazu, dass 
Eritreer bereits zu einer der grös s ten 
Bevölkerungsgruppe zählen. Was 
Bund und Kanton innert 5 resp. 7 Jah-
ren nicht geschafft haben, sollen 
danach die Gemeinden richten, ob 
Sozialhilfe, Integrationsmassnahmen,
Kulturvermittler, Familienbegleitmass-
nahmen, angeordnete Fremdplatzie-
rungen durch die KESB, zahlen müs-
sen es schlussendlich die Gemein-
den. Da auch Flüchtlinge älter wer-
den, viele aber nie selbst Beiträge 
einzahlen, können die langfristigen 
Auswirkungen auf AHV, EL, Pfl ege- 
und Gesundheitskosten kaum abge-
schätzt werden.

Aarburg ein Einzelfall?
In Aarburg haben sämtliche erwachse-
nen Flüchtlinge Mehrfachprobleme, 
sind in der Regel ohne Schulabschluss 

und haben entsprechend grosse 
Schwierigkeiten bei der sozialen und 
berufl ichen Integration. Nur in ein-
zelnen Fällen ist bisher eine Integrati-
on in den Primärarbeitsmarkt gelun-
gen. Es erstaunt deshalb nicht, dass 
sich die Sozialhilfebeziehenden aus 

Afrika im Kanton Aargau innert we-
nigen Jahren fast verdreifacht haben.
Gemeinden und Sozialsysteme müs-
sen sich auf neue und bisher wohl 
noch nie dagewesene Herausforde-
rungen einstellen, denn Aarburg ist 
überall.

Martina Bircher machte in ihrem Referat an der Delegiertenversammlung in 
Kerns auf die Mehrfachprobleme aufmerksam, welche die Asylbewerber den Ge-
meinden verursachen.

Martina Bircher
Gemeinderätin SVP
Aarburg AG
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Tel. 044 204 56 00 

www.neuehelvetischebank.ch

Übersicht 1.-August-
Veranstaltungen, Seite 8

Satirischer Vorausblick zum 
Nationalfeiertag, Seite 5



2  EIDGENÖSSISCHE POLITIK Der Zürcher Bote  |  Nr. 29/30  |  Freitag, 17. Juli 2015

Christoph 
Mörgeli

UNSERE HUMANITÄRE TRADITION WIRD AUSGENÜTZT

«Bitte ein Flugticket nach Eritrea» 
– einfach!
Die Schweiz hat immer Menschen aufgenommen, die in ihrem Herkunftsland 
an Leib und Leben bedroht waren. Wenn jedoch unsere humanitäre Tradition 
ausgenützt und mit Füssen getreten wird, schwindet die Toleranz zusehends.

Bereits 2010 zeigte sich plötzlich ei-
ne rege Reisetätigkeit bei vorläufi g 
aufgenommenen Ausländern mit 
Ausweis F. Und zwar genau in jene 
Länder, in welchen die Asylsuchen-
den angeblich an Leib und Leben be-
droht sind und deshalb in die 
Schweiz gefl üchtet waren. Allein im 
Jahr 2010 wurden 2600 Auslandrei-
sen bewilligt. Aber das Bundesamt 
für Migration BFM – neu SEM Staats-
sekretariat für Migration – spricht 
von Einzelfällen.

62000 bewilligte Reisen
Mit einer Motion, welche von beiden 
Räten überwiesen wurde, forderte 
ich den Bundesrat auf, die frühere Re-
gelung wieder einzuführen, indem 
Auslandreisen nur in bestimmten 
Fällen bewilligt werden. Sollte eine 
solche Reise unter falschen Angaben 
erschlichen werden, müsse die vor-
läufi ge Aufnahme unverzüglich auf-
gehoben werden. Der Bundesrat gab 
zu, dass Schwachstellen in der Ver-
ordnung über die Ausstellung von 
Reisedokumenten für ausländische 
Personen vorhanden seien. Ein Be-

richt wurde erarbeitet und die Ver-
ordnung wurde minimal angepasst. 

So weit, so gut, mag man denken. 
Umso unverständlicher ist nun die 
Feststellung, dass zwischen 2010 und 
2014 beinahe 62000 solcher Reisen 
bewilligt wurden. Flüchtlingseigen-
schaften wurden praktisch keine ab-
erkannt. Spitzenreiter bei diesen Rei-
sen sind Somalier und Eritreer. Viele 
reisen wohl in ihre Herkunftsländer, 
wo sie angeblich bedroht und ver-
folgt sind. Die Frage drängt sich auf, 
was machen diese Asylsuchenden 
dort? Verwandte besuchen oder Feri-
en! Und dann kommen sie ungeniert 
wieder in die Schweiz und lassen es 
sich von der Sozialhilfe gut gehen, 
schauen wenn möglich noch, dass 
ihre Verwandten über den Familien-
nachzug auch ins Schlaraffenland 
Schweiz kommen können?

Schlaraffenland Schweiz
Das heisst dann, vom ersten Tag an 
staatliche Unterstützung, kostenlose 
medizinische Untersuchungen, teure 
Zahnreparaturen auf Kosten der öf-
fentlichen Hand – wohl beraten von 
Hilfswerken und Juristen. Und das 
alles zulasten des Steuerzahlers. Und 
wenn man mal Lust auf Ferien hat, 
macht man einen Besuch in der Hei-
mat, z.B. in Eritrea. Gut, einverstan-
den, aber: Eritrea einfach! Wir sind 
doch nicht blöd!

NICHT NACHAHMENSWERT!

Die EU stolpert von Debakel zu Debakel
Mit extrovertierten und grossmundigen Auftritten versuchen die EU-Kapitäne der Welt glaubhaft zu machen, dass ihr eingeschlagener Weg zu einem vereinig-
ten Europa derart überragend und dadurch durch nichts zu stoppen sei. Dabei erleidet nahezu alles «Schiffbruch», das von den Verantwortlichen als die Lö-
sung für die Zukunft angepriesen wurde und wird. Die EU wird dadurch immer unglaubwürdiger und verspielt sich gegen aussen und innen die letzten Sympa-
thien. Denken wir an das Desaster bei Schengen/Dublin, an die hochgepriesene Währungsunion, an den Umgang mit der Demokratie innerhalb der EU, die Be-
wältigung der Finanzkrise und an den Versuch zur Ankurbelung der Wirtschaft, an das Flüchtlingselend im Mittelmeer vor den Toren Europas, aber auch an 
das Trauerspiel bei der Lösung des Problems «Griechenland». Die Grossmachtpolitik innerhalb der Europäischen Union legt sich die Stolpersteine reihenweise 
selber in den Weg und lässt das EU-Konstrukt zu einem unglaubwürdigen, untauglichen Gebilde verkommen, das keine Überlebenschance hat.

Die unzähligen, grossen Probleme in 
der EU lassen die Arbeitslosigkeit auf 
einem hohen Niveau verharren. Zu-
dem nimmt in vielen Staaten die Ver-
schuldung weiter zu. Frankreich, als 
eine der wenigen «Vorzeigenationen» 
in der EU, hat heute eine Schulden-
last von mehr als 2 Billionen (2000 
Milliarden). Tatsache ist leider, dass 
viele Staaten in den letzten Jahrzehn-
ten über ihre Verhältnisse gelebt ha-
ben und sich vom Virus des Schul-
denmachens leiten liessen. Heute 
nun sagt man diesen, überall für Un-
mut sorgenden, roten Zahlen den 
Kampf an, um die Schulden drastisch 
zu reduzieren. Doch vor allem linke 
Politiker und grosse Teile der Bevöl-
kerung wehren sich mit allen Mit-
teln gegen diese sehr schmerzhaften 
Massnahmen. Denn mehr Leistung 
erbringen, mehr Steuern bezahlen 
und trotzdem weniger zum Leben zu 
haben, akzeptieren viele Menschen 
nicht. Sollte es die EU nicht fertig-
bringen, die Schuldenwirtschaft in 
den Mitgliedstaaten zu stoppen, wird 
irgendwann ein sehr schmerzhafter 
Schuldenschnitt nötig sein. Dieser 
wird dazu führen, dass die euro-
päische Wirtschaft erdbebenartig 
durchgeschüttelt wird, kein Stein 
mehr auf dem anderen bleibt und 
vieles neu aufgebaut werden muss. 

Die Folgen wären für die Menschen 
ungleich härter.

Das Demokratieverständnis der EU 
gleicht einer Diktatur
Der EU-Moloch in Brüssel setzt alles 
daran, um die Mitbestimmung der 
Mitgliedsländer zur Bedeutungslosig-
keit zu degradieren. Die allgewaltige 
EU-Kommission hat die Interessen 
der führenden Staaten zu vertreten 
und zu befolgen. Merkel, Hollande, 
Cameron und Renzi schwingen den 
Taktstock und die anderen haben un-
widersprochen zu gehorchen. 
• Die EU-Verfassung wurde trotz des 

Neins in Frankreich und Holland 
mit marginalen Änderungen in 
Kraft gesetzt. Die Weiterentwick-
lung der Gesetze ist institutionali-
siert. 

• Die Mitgliedstaaten haben nach 
der Verabschiedung in Brüssel da-
gegen kein Veto-Recht, auch wenn 
die neuen Bestimmungen die Inte-
ressen vieler Länder unberücksich-
tigt lassen. Die Meinung der Men-
schen in den EU-Staaten wird so-
wieso nicht eingeholt, weil diese ja 
völlig absurde Gesetze ablehnen 
und an die Verfasser zurückschi-
cken könnten. 

• Der EU-Gerichtshof ist dazu auser-
wählt, die Ausserkraftsetzung der 
Mitbestimmung mit allen Mitteln 
zu schützen, damit berechtigte 
Kritik im Keim erstickt werden 
kann. 

Solche Tatsachen sind einer Staaten-
gemeinschaft unwürdig. Der Wider-
stand dagegen wird nicht auf sich 
warten lassen.

Die EU will die illegale 
Zuwanderung nicht stoppen
Welche Gleichgültigkeit, ja gar Unfä-
higkeit die EU bei der Bekämpfung 
der illegalen Zuwanderung an den 
Tag legt, ist beängstigend. Die Men-
schen auf Wanderung haben diese 
Schwäche natürlich sofort erkannt 
und strömen nun in einer nie erwar-
teten Anzahl Richtung Europa. Dabei 
wäre es mit den heute vorhandenen 
Möglichkeiten und mit permanenten 
Aktionen wahrhaft keine Hexerei, 
diese Menschen daran zu erinnern, 
dass sie in ihren Heimatländern für 
den Auf- und Ausbau der eigenen Zu-
kunft dringend, als wertvolle Ar-
beitskräfte, benötigt werden. Aus 
heutiger Sicht muss angenommen 
werden, dass die EU immer noch an 
das kläglich gescheiterte Abkommen 
Schengen/Dublin glaubt. Die «laisser-
faire» Politik der EU schürt nicht nur 
in den Völkern der EU-Staaten den 
Unmut zu diesem Vorgehen. Sondern 
auch Staaten, die glücklicherweise 
nicht der EU angehören, wie die 
Schweiz, haben unter diesen unhalt-
baren Zuständen zu leiden. Diese 
Haltung weist aber auch darauf hin, 
dass die EU dieses Problem nicht lö-
sen will oder kann. Dadurch geraten 
viele Menschen unnötig in Lebensge-
fahr oder sterben unterwegs. Wann 

wird endlich der Grundsatz durchge-
setzt und ihm nachgelebt, dass nur 
Menschen, die an Leib und Leben be-
droht sind, Anspruch auf eine Auf-
nahme in einem fremden Land ha-
ben? Selbstverständlich muss dies in 
den entsprechenden Ländern und 
Regionen auch unmissverständlich 
kommuniziert werden.

Man kann es drehen, wie man will, 
aber solange die EU nicht bereit ist, 
ihren eingeschlagenen Weg auf alle 
Mitgliedsländer und die dort leben-
den Menschen, mit entsprechenden 
direkt-demokratischen Kompetenzen 
auszurichten, wird der Schlamassel 
weitergehen. Selbst «kleinste» Proble-
me, wie etwa Griechenland, werden 
dann zu «Herkulesaufgaben», denen 
es gelingt, die ganze Union zu läh-
men. Die Auseinandersetzungen wer-
den damit nicht kleiner, sondern sie 
machen den bereits heute überlade-
nen Korb, mit dringlichen Aufgaben, 
noch schwerer. – Zudem verschärfen 
Personen, die nicht für die Sache 
kämpfen, sondern das eigene Ego im 
Mittelpunkt haben wollen, die Situa-
tion dramatisch. Das führt dazu, dass 
die derzeitige Orientierungslosigkeit 
in der EU weitergeht und das Stolpern 
von Debakel zu Debakel zur Gewohn-
heit wird – bis die EU, zum Wohl von 
Europa, wieder auseinanderbricht!

Ernst Schibli
Nationalrat SVP
Otelfingen

ARBEITSPLÄTZE SICHERN

Flankierende Massnahmen dank 
Steuerung der Zuwanderung unnötig
Die Einwanderung hat negative Auswirkungen auf unsere Sozialwerke, allen voran 
der Arbeitslosenversicherung (ALV). Wir haben im Zusammenhang mit der Einwan-
derung im Bereich der ALV grundsätzlich zwei Probleme: Einwanderer beziehen im 
Schnitt bis zu 3x mehr ALV, als sie einbezahlt haben und Einwanderer können sich 
Versicherungszeiten in ihrem Heimatland anrechnen lassen (Totalisierung).

Seit unsere Masseneinwanderungsini-
tiative vom Schweizer Volk erfolgreich 
angenommen wurde, propagieren lin-
ke Politikerinnen und Politiker den 
Ausbau der fl ankierenden Massnah-
men. Sie sollen all unsere Zuwande-
rungsprobleme lösen, ohne dass wir 
mit der EU hart verhandeln müssen. 
Doch so einfach ist es nicht. Die vorge-
schlagenen Massnahmen greifen 
nicht, sie blähen einzig unseren Staats-
apparat und die Bürokratie auf und 
kosten den Werkplatz Millionen. Eine 
Lohnpolizei, die nach Lohndumping 
fahndet, ist defi nitiv keine Lösung! 
Wir sind heute jedoch faktisch fast so 
weit. Im Jahr 2014 wurden unter dem 
Titel der fl ankierenden Massnahmen 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen in 
über 40000 Betrieben und bei 159000 
Personen kontrolliert. Ebenso können 
wir die Wirtschaft nicht mit belasten-
den Steuerreformen vertreiben, oder 
mittels Giesskannenprinzip Fördergel-
der für Krippenplätze ausschütten.

Zuwanderung endlich selber steuern
All diese Massnahmen bekämpfen zu-
dem das Problem nicht an der Wurzel. 
Wir müssen unsere Zuwanderung 

wieder selbst steuern können, so wie 
wir dies mit der Masseneinwande-
rungsinitiative gefordert haben.  Zu-
dem müssen wir unseren inländi-
schen Arbeitskräften bedingungslos 
Vorrang geben.
Schweizer, die arbeiten wollen, müs-
sen arbeiten können!
• Wir brauchen keinen Ausbau der 

fl ankierenden Massnahmen.
• Wir brauchen keine neuen Bürokra-

tiemonster und Lohnpolizisten, die 
den Werkplatz Schweiz schwächen.

• Wir wollen keine weitere Aufblä-
hung unseres Staatsapparates.

• Was wir brauchen, ist eine schnelle 
und konsequente Umsetzung der 
Masseneinwanderungsinitiative.

• Was wir brauchen, ist eine Regie-
rung, die Rückgrat zeigt und in 
Brüssel das Personenfreizügigkeits-
abkommen neu verhandelt und 
nicht schon im Vorfeld Kompromis-
se vorschlägt.

• Wir müssen die Zuwanderung in 
unser Land wieder selber steuern 
können!

Wenn wir die Zuwanderung begren-
zen, können die fl ankierenden Mass-
nahmen problemlos abgebaut werden. 
Das hilft der Wirtschaft und sichert 
Arbeitsplätze. Nur so werden wir auch 
in Zukunft ein Land mit einer prospe-
rierenden Wirtschaft bleiben. Ein 
Land, in dem es sich lohnt, zu leben 
und zu arbeiten. Dafür setzt sich die 
SVP ein. Mit aller Konsequenz!

Franz Grüter
Präsident SVP Luzern
Eich LU

Sylvia Flückiger
Nationalrätin SVP
Schöftland AG

Zweihundert Jahre 

Kanton Wallis
Wir kommen aus dem Gedenken 

gar nicht mehr heraus. Es geht 

um Zahlen, die  runder nicht sein 

könnten: 700 Jahre Morgarten. 

500 Jahre Marignano. Und vor 

allem 200 Jahre Kanton Wallis in 

der Eidgenossenschaft. Die ein-

malige Landschaft zwischen 

Rhonequelle und -mündung in 

den Léman bleibt für uns «Üsser-

schwiizer» immer ein eigentüm-

lich exotisches Faszinosum. Schon 

Julius Cäsar hat die bis heute 

anhaltenden Walliser Stammes-

kämpfe beschrieben. Doch immer-

hin hält das Wallis seit Gründung 

des Kantons Jura in Sachen politi-

scher Anarchie nur noch den 

zweiten Rang.

Ansonsten hat sogar im ehemals 

autoritären Fürstbistum Sitten 

mittlerweile die Demokratie Ein-

zug gehalten. Ganz freiwillig 

haben die Walliser im Jahre 1949 

mit satten 99,2 Prozent Nein ein 

neues Tuberkulosegesetz ver-

senkt. Schon 1870 ging das Wallis 

allen andern Kantonen voran – 

mit dem Konkurs seiner Kantonal-

bank. 1957 hat das Dorf Unter-

bäch als schweizweit erste 

Gemeinde die Frauen abstimmen 

lassen. In andern Bereichen kam 

das Wallis eher spät. Beispiels-

weise mit der Zermatter Typhus-

epidemie von 1963.

Die heimatlosen Dichter Rainer 

Maria Rilke und Carl Zuckmayer 

fanden im Wallis ihre letzte Hei-

mat. Der katholisch-konservative 

Nationalrat Peter von Roten war 

Polygamist und  Armeeabschaffer. 

Dank dem genialen Walliser 

Hotelier César Ritz müssen wir uns 

nicht mehr mit unsympathischen 

Mitgästen an der einzigen Table 

d’Hôte herumquälen, sondern 

setzen uns mit unseren Liebsten 

an individuelle Tischchen. Sepp 

Blatter hat das Fussballspiel den 

hochnäsigen Briten entrissen und 

global demokratisiert. Art Furrer 

ist irgendwie prominent, weil er 

irgendwie prominent ist.

Überhaupt zeigt das Wallis die 

Schoko ladenseite unseres Landes 

– von serbelnden Militär� ug-

plätzen, Lonza-Umweltbelastung 

und Pascal Couchepin einmal ab-

gesehen. Das vor exakt 150 Jahren 

erstmals bestiegene Matterhorn 

ist auf der Schweizer Seite von 

atemberaubender Schönheit, 

von der Südseite her aber bloss 

ein hässlicher Steinhaufen. Das 

mögen wir den Italienern gönnen. 

Nur beim Justizwesen hapert’s 

nach wie vor im Jubiläumskanton: 

Wenn ein Walliser Automobilist 

zielgenau einen Zürcher Wan-

derer anfährt und dieser durchs 

splitternde Schaufenster  eines 

Sportgeschäftes � iegt, wird 

garantiert der Zürcher verurteilt. 

Wegen Sachbeschädigung und 

Hausfriedensbruch.
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JETZT KANTONALE VOLKSINITIATIVE UNTERZEICHNEN

Mehr Mitbestimmung in Schulfragen – Lehrplan vors Volk!
Gute Schule bedingt entsprechende Grundlagen, die in der Bevölkerung breit abgestützt sind. Mit der Initiative «Lehrplan vors Volk» erhält Ihre Meinung 
ein Gewicht.

Es ist ein Werk von Bildungsbürokra-
ten, im stillen Kämmerlein beschlos-
sen, umständlich formuliert, schwer-
fällig, mit gegen 500 Seiten sowie 
über 4000 Kompetenzzielen eindeu-
tig überladen und von der Deutsch-
schweizer Erziehungsdirektorenkon-
ferenz (D-EDK) den Kantonen aufokt-
royiert: der Lehrplan 21. Sogar der 
«Beobachter» titelte in seiner vierten 
Ausgabe im Februar 2015: «Dieser 
Lehrplan kann depressiv machen». 

Kantonale Volksinitiative
Der Lehrplan 21 wurde am 7. Novem-
ber 2014 von der D-EDK zur Einfüh-
rung in den Kantonen freigegeben. 
Die Kantone haben nun den Auftrag, 
diesen Lehrplan 21 im Rahmen ihres 
jeweiligen kantonalen Lehrplans ein-
zuführen. 

Gegen dieses Vorgehen regt sich 
seit Monaten Widerstand in fast allen 
Kantonen, so auch im Kanton Zürich. 
Seit Ende Mai 2015 sammelt ein über-
parteiliches Komitee Unterschriften 
für die kantonale Initiative «Lehrplan 
vors Volk». 

Kurz erklärt, verlangt die Initiati-
ve, dass der Kantonsrat den kantona-
len Lehrplan genehmigen muss. Bis-
her war der Bildungsrat dafür zustän-
dig. Weiter soll mit der Initiative der 
Kantonsratsbeschluss, mit welchem 
der Lehrplan genehmigt wird, refe-
rendumsfähig sein. Das Volk hätte 
somit abschliessend die Gelegenheit, 
über den kantonalen Lehrplan abzu-
stimmen. 

Weshalb ist es so wichtig, dass die 
Initiative unterstützt wird? Die nach-
folgenden Punkte erläutern es.

1. Kantonale Bildungshoheit 
wahren
In der Bundesverfassung, Artikel 62, 
steht unmissverständlich, dass die 
Kantone für die Bildung zuständig 
seien. Die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger haben diesen Grund-
satz am 21. Mai 2006, mit der Annah-
me des Bildungsartikels, bestätigt. 

Dieser von den Befürwortern des 
Lehrplans 21 vielzitierte Bildungsar-
tikel hält die Kantone weiter dazu an, 
das Schulwesen in Bezug auf wichtige 

Eckwerte zu harmonisieren. Densel-
ben Zweck hat die «Interkantonale 
Vereinbarung über die Harmonisie-
rung der obligatorischen Schule» 
(HarmoS-Konkordat), welcher der 
Kanton Zürich in einer weiteren 
Volksabstimmung beigetreten ist. 

Fakt ist, dass das Volk eine ge-
wisse Harmonisierung im Schul-
wesen wünscht, gleichzeitig aber 
die Bildungshoheit der Kantone 
wahren möchte. Denn es hat sich ge-
zeigt, dass sich durch den institutio-
nellen Wettbewerb zwischen den 
Kantonen letztlich die besten Lösun-
gen herauskristallisieren und be-
währen können.

Falsch ist, dass der Lehrplan 21 der 
kantonalen Bildungshoheit und einer 
sinnvollen Harmonisierung gerecht 
wird. Weder im Bildungsartikel noch 
im Harmos-Konkordat ist die Rede 
von einem umfassenden Lehrplan, 
welcher unter dem Deckmantel der 
Harmonisierung für alle Kantone gel-
ten soll. Der aktuelle Lehrplan 21 un-
tergräbt jeglichen Gestaltungsspiel-
raum der Kantone. Zudem werden im 
Lehrplan 21 keine Jahresziele, son-
dern Zyklusziele vorgegeben, die drei 
bis vier Jahre umfassen. Ein Umzug 
innerhalb einer Gemeinde, eines 
Kantons oder verschiedener Kantone 
wird dadurch nicht erleichtert, son-
dern sogar erschwert. Von einer nütz-
lichen Harmonisierung kann keine 
Rede sein.

2. Demokratische Mitbestimmung 
stärken
«Die Volksschule des Kantons Zürich 
ist den Grundwerten des demokrati-
schen Staatswesens verpfl ichtet.» – so 
schreibt das kantonale Volksschul-
amt auf seiner Webseite einleitend. 
Dieser demokratische Grundsatz ist 
ebenfalls in der Bundesverfassung 
verankert. 

Fakt ist, dass die Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger in den vergan-
genen Jahren über diverse bildungs-
politische Vorlagen wie zum Beispiel 
die Grundstufe, Mundart im Kinder-
garten, und Klassengrösse abstimm-
ten. Sie fällten weise Entscheide, die 
somit von einer Mehrheit in unserem 
Kanton getragen werden.

Falsch ist, dass der Kantonsrat bzw.
das Volk nicht über die Grundlage un-
serer Schule, den Lehrplan, diskutie-
ren und abstimmen können. Die Aus-
sagen der Gegner unserer Initiative, 
dass der Lehrplan zu umfassend und 
zu komplex für eine Diskussion und 

Abstimmung ist, zeigt die Absurdität 
des vorliegenden Lehrplans 21.

3. Zukunftstaugliche Bildung 
garantieren
Eine gute Schulbildung ist zukunfts-
weisend. Experimente in diesem Be-
reich wurden in den vergangenen 
Jahren genügend durchgeführt und 
haben nicht zu einer Verbesserung 
unseres Schulsystems geführt. Im 
Gegenteil: Betriebe klagen über die 
sich verschlechternde Grundbildung 
der Auszubildenden. Hochschulen 
werden immer mehr von Studentin-
nen und Studenten überfl utet, die der 
geforderten «Exzellenz» nicht mehr 
gerecht werden.

Fakt ist, dass die Schule den Schü-
lerinnen und Schüler eine solide 
Grundbildung gewährleisten muss. 

Falsch ist, dass der jetzt vorliegen-
de Lehrplan 21 diesen Anforderun-
gen gerecht wird. Es sind sogar diver-
se höchst umstrittene Reformen ent-
halten. Dazu nur ein paar davon:
• Unzählige diffus formulierte und 

von Bildungsfachleuten in Frage ge-
stellte «Kompetenzen» stehen im 
Vordergrund. Grundlegende für 
das Berufsleben wichtige Kenntnis-
se und Fertigkeiten (Einmaleins, 
Prozentrechnen, Schreibsicherheit 
usw.) sind nicht mehr zentral.

• Die Ziele für den Kindergarten so-
wie der 1. und 2. Klasse werden zu-
sammengeführt; damit wird die 
vom Zürcher Volk abgelehnte 
Grundstufe eingeführt.

• Viele der neuen Lernziele sollen 
durch fragwürdiges, selbstentde-
ckendes Lernen unter Einbezug 
von Heilpädagogen und Fachleh-

rern erreicht werden; das bewähr-
te Klassenlehrersystem verschwin-
det immer mehr.

Eine Volksschule MIT dem Volk
Was uns die Umsetzung des Lehr-
plans 21 letztlich kosten wird, ist 
noch unklar. Es ist lediglich bekannt, 
dass neue Lehrmittel gedruckt wer-
den müssen. Und weil der Aufbau des 
Lehrplans 21 mit sogenannten Kom-
petenzzielen völlig neu ist, werden 
auch die Lehrerinnen und Lehrer ge-
schult. Schätzungen gehen davon 
aus, dass die Einführung des Lehr-
plans 21 schweizweit einen Betrag im 
höheren zweistelligen Millionenbe-
reich ausmachen wird.  

Es wird immer wieder gesagt: Un-
sere Bildung ist unsere Ressource. 
Dieser gilt es, Sorge zu tragen. Eine 
Schule, die auf Leistung, Wissen, Ei-
genverantwortung, autonomen Lehr-
personen und guten Grundlagen auf-

BUNDESFEIERTAG
Redaktion und Verlag

wünschen allen Leserinnen
und Lesern einen schönen

1. August!

Die nächste Ausgabe
erscheint am Freitag,

7. August 2015.Anita Borer
Kantonsrätin SVP
Uster

baut, ist erfolgversprechend. Nur ei-
ne Schule, die vom Volk getragen 
wird und wichtige Entscheide nicht 
den Bildungsbürokraten und –theore-
tikern überlässt, ist beständig.

Unterstützen Sie deshalb die Initia-
tive «Lehrplan vors Volk» und unter-
schreiben Sie noch heute. 

Bogen zum Herunterladen:
www.lehrplan-vors-volk.ch

Oder Bestellung via 
Parteisekretariat: 
sekretariat@svp-zuerich.ch 
Telefon 044 217 77 66

Auszüge aus dem aktuellen Lehrplan 21

Deutsch
Die Schülerinnen und Schüler
• können ihre Sprechmotorik, Artikulation, Stimmführung angemessen 

nutzen. Sie können ihren produktiven Wortschatz und Satzmuster akti-
vieren, um angemessen fl üssig zu sprechen.

• können Gesprächen folgen und dabei ihre Aufmerksamkeit nonverbal 
(z.B. Mimik, Körpersprache), paraverbal (z.B. Intonation) und verbal 
(Worte) zeigen.

• können sich wichtige Inhalte aus einem Gespräch merken.
• können an einem Gespräch teilnehmen und die entsprechenden Ge-

sprächsregeln meist einhalten (z.B. zuhören, ausreden lassen). 
• können ihren rezeptiven Wortschatz erweitern, indem sie ihre Aufmerk-

samkeit unter Anleitung auf bestimmte Wörter und Wendungen richten. 
• können ein Buch auswählen, indem sie in verschiedenen Büchern schnup-

pern (z.B. durchblättern, Anfang oder Schluss lesen). 
• können verschiedene Sprachen untersuchen (z.B. in Bezug auf Gruss-

formeln, auf politische Bildung, auf geschlechterbewusste Sprache, auf 
Gesprächsregeln in vergleichbaren Situationen, in Bezug auf Über-
  s etzungsprobleme). 

Natur, Mensch, Gesellschaft
Die Schülerinnen und Schüler
• können sich über den Klimawandel informieren, Ursachen erläutern und 

Auswirkungen des Klimawandels auf verschiedene Regionen der Welt, 
insbesondere die Schweiz, einschätzen.

Medien und Informatik 
Die Schülerinnen und Schüler
• können Dokumente so ablegen, dass auch andere sie wieder fi nden. 
• können formale Anleitungen erkennen und ihnen folgen (z.B. Koch- und 

Backrezepte, Spiel- und Bastelanleitungen, Tanzchoreographien). (Medien 
& Informatik, 1. Zyklus)
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JETZT DIE VOLKSINITIATIVE UNTERZEICHNEN

Ja zur Abschaffung der Billag-Gebühren!
Gerade einmal 3700 Stimmen machten am 14. Juni 2015 den Unterschied. Mit diesem knappen Vorsprung wurde das 
revidierte Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) und damit eine neue Mediensteuer angenommen. Es brauchte viel für die-
ses Ja. Unter anderem wurde vollmundig versprochen, dass die Billag-Gebühren nicht steigen werden. Für Parlamenta-
rier aus dem Mitte-Links-Lager war es ein bequemes Argument: Denn Wort halten, müssen sie nicht. Durch die RTVG-
Revision legt nämlich neu der Bundesrat die Höhe der Zwangsgebühren fest. 

SVP BÜLACH

Sommerfest mit Ständeratskandidat 
Hans-Ueli Vogt
Im Oberholz bei Gemeinderätin Andrea Spycher feierte die SVP Bülach ihr all-
jährliches Sommerfest.

Im Nachgang zur Abstimmung sind 
bereits erste Debatten geführt wor-
den, was Service public sei und wel-
che Sendungen von der SRG angebo-
ten werden sollen und auf welche 
verzichtet werden kann. Dabei ist das 
eine völlig falsche Frage. Jeder ver-
steht unter Service public etwas an-
deres. Der eine möchte mehr Sport, 
ein anderer mehr Kultur, ein Dritter 
lediglich News und Politsendungen. 
Ein solcher Diskurs wird darauf hin-
auslaufen, dass alle alles erhalten – 
auf Kosten der Gebührenzahler, die 
noch mehr berappen dürfen.

Ein Gebührenanstieg ist eine 
Frage der Zeit
Wie der Teufel das Weihwasser wird 
jedoch eine andere, viel wichtigere 
Frage gemieden: Warum braucht es 
im 21. Jahrhundert immer noch eine 
Zwangsfi nanzierung von Radio- und 
Fernsehkanälen? Heute bezahlen Sie 
eine Gebühr für eine Leistung, wel-
che Sie nicht oder nicht vollumfäng-
lich nutzen. Das ist unnötig, unsinnig 
und widersprüchlich. Schliesslich 
löst auch niemand ein Parkticket, 
wenn er mit dem Velo unterwegs ist. 
Auch käme es niemandem in den 
Sinn, Parkgebühren für einen ganzen 
Tag zu entrichten, wenn er lediglich 

eine Viertelstunde für den Gang zum 
Bäcker braucht. Bei den Medien wird 
jedoch genau dieses Prinzip ange-
wendet.

Echter Service public bedeutet 
freien Markt!
Unter dem Schlagwort Service public 
lässt sich alles verkaufen. SRG-Gene-
raldirektor Roger de Weck versteht 
darunter nichts weniger als den Zu-
sammenhalt des Landes. Die Zukunft 
der Schweiz läge auf dem Spiel, wür-
de man daran rütteln. Das knappe 
Abstimmungsergebnis vom 14. Juni 
hat jedoch genau das Gegenteil ge-
zeigt. Über 57 Prozent der Stimmbe-
rechtigten interessierten sich über-
haupt nicht für die SRG und blieben 
generell der Urne fern. Und fast jeder 
Zweite, der an der Abstimmung teil-
nahm, sah es anders als de Weck. 
Selbst die Tessiner, nach den Rätoro-
manen die kleinste Sprachminder-
heit, lehnten das RTVG deutlich ab. 
Umso erstaunlicher, wenn man be-
denkt, dass die SRG der zweitgrösste 
Arbeitgeber im Kanton ist. Beigetra-
gen zu diesem Ergebnis hat sicherlich 
auch das Luxus-Salär von Roger de 
Weck. Sein mit Billag-Geldern fi nan-
ziertes Einkommen ist um einiges 
höher als das eines Bundesrates.

Echter Service public muss sich an 
der Nachfrage messen. Und diese 
sieht heute eher dürftig aus: Nur rund 
jeder Dritte schaut sich das Pro-
gramm der deutschsprachigen SRF-
Sender an. Eine absolute Mehrheit 
zappt also weg. Diese Leute fi nanzie-
ren somit Jahr für Jahr mit über 400 

Franken Radio- und Fernsehsender, 
welche sie gar nicht konsumieren 
(wollen). Wenn die SRG so gut ist, wie 
von Roger de Weck behauptet, sollte 
sie doch keine Angst vor einem freien 
Markt haben. Dagegen wird gerne 
der Einwand erhoben, die Schweiz sei 
zu klein dafür und würde von der 
Konkurrenz aus Deutschland er-
drückt. Ist der Schweizer Markt wirk-
lich zu klein, wäre das gerade keine 
Rechtfertigung für die sieben Fern-
sehsender und 17 Radiokanäle, wel-
che heute durch die SRG betrieben 
werden. Und es erklärt auch nicht 
den Erfolg von privaten Anbietern 
wie beispielsweise 3+, welcher innert 
wenigen Jahren sogar expandieren 
konnte. Wie gross der Markt ist, fi n-
det man zudem erst heraus, wenn 
man ihn auch zulässt. Ich bin fest da-
von überzeugt, dass das Schweizeri-
sche Radio und Fernsehen auch ohne 
Zwangsabgaben bestehen kann. Statt 
Service public steht dann aber «De-
mande publique» an erster Stelle. Der 
freie Markt verlangt dann auch vom 
Milliarden-Koloss SRG mehr Dyna-
mik und ein viel besseres Gespür für 
die Wünsche der Konsumenten.

Es braucht Druck von aussen
Wer hofft, dass mit der Abstimmung 
vom 14. Juni eine Service-public-De-
batte beginnt, wird leider enttäuscht 
werden. Die Debatte und die Diskussi-
on darüber wird nämlich bald ein-
mal verstummen, denn schlussend-
lich wollen die Profi teure des heuti-
gen Systems ohnehin keine Änderun-
gen zulassen. 

Der politische Druck, welcher mit 
dem Referendum gegen das RTVG be-
gonnen hat, muss deshalb aufrecht 
erhalten bleiben. Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen die freie Wahl ha-
ben, welche Medien sie konsumieren 
und dafür bezahlen wollen. Es ist 
höchste Zeit, die Zwangsfi nanzie-
rung von Staatsmedien zu stoppen. 
Ich bitte Sie deshalb, die Volksinitia-
tive «Ja zur Abschaffung der Billag-
Gebühren» zu unterschreiben!

SVP. Bülach. Jung bis Alt genossen 
die gemeinsamen Stunden im Aus-
tausch untereinander, aber auch mit 
Parteifreunden aus anderen umlie-
genden Gemeinden. Die Parteipräsi-
dentin, Ilse Kaufmann, wies auf die 
verbindenden Werte der SVP hin. Als 
Markenzeichen der SVP unterstrich 
sie das langfristige Denken sowie 
Handeln der Partei und ihre Stärke, 
auch so genannten Zeiterscheinun-
gen widerstehen zu können. Sie for-
derte die Anwesenden auf, weiter 
konsequent für diese Politik einzu-
stehen.   

Der Gast des Sommerfestes, Stän-
deratskandidat Hans-Ueli Vogt, wur-

de von den Anwesenden mit herzli-
chem Applaus empfangen. 

Masseneinwanderung, die Bezie-
hung zur EU, Arbeitsplätze und Wohl-
stand waren Themenschwerpunkte 
seiner eloquenten Rede. Die richtigen 
Lösungen für die Probleme und Her-
ausforderungen auf nationaler Ebene 
hat die SVP. 

Der Anlass stärkte die Überzeu-
gung der Anwesenden, dass es bei 
den Wahlen vom 18. Oktober 2015 
um nichts Geringeres geht, als um 
die Freiheit der Schweiz, die Freiheit 
der Bürgerinnen und Bürger und den 
Erhalt unserer einzigartigen direk-
ten Demokratie.

Hans-Ueli Vogt im Gespräch mit der Sektionspräsidentin Ilse Kaufmann.

LESERBRIEF

Völkerwanderung
Weitsichtige Menschen haben schon 
vor ein paar Jahrzehnten die bedenk-
lichen Anzeichen einer neuen Völ-
kerwanderung  aus dem Osten und 
dem Süden gesehen. Die Politik woll-
te und konnte die Folgen nicht ab-
schätzen. Daher ist bis heute die Absi-
cherung der EU-Aussengrenzen mehr 
als dürftig. Bei uns und in den euro-
päischen Staaten bestehen mit der 
starken Einwanderung permanente 
Spannungen. Das Schengener Ab-
kommen stört enorm die Sicherheit 
und verstärkt noch die Unsicherheit. 
Die Schweiz ist nicht in der EU. Sie ist 
ein souveräner Staat. Wenn die 
Schweiz ein selbständiger Staat blei-
ben will, wie das der Bundesrat im-
mer betont, muss die Grenze trotz 
Schengener Abkommen  in irgendei-

ner Form kontrolliert werden.
Der Historiker John Lucaks schrieb 

vor vielen Jahren zur unbewaffneten 
Invasion von aussen. «Als vor fünf-
hundert Jahren die Neuzeit begann, 
schwand in Europa allmählich die 
Gefahr einer Invasion von aussen. 
Am Ende der Neuzeit taucht diese 
Möglichkeit, wenn auch in anderer 
Form, wieder auf.»

Ohne irgendeine Form von Kont-
rolle über seine geographischen 
Grenzen kann kein Staat existieren. 
«Europa» könnte in eine neue Phase 
seine Geschichte eingetreten sein, 
nachdem die Hauptgefahr nicht län-
ger in grossen Kriegen zwischen sei-
nen Nationalstaaten besteht, son-
dern in einer (bewaffneten, unbe-
waffneten oder halbbewaffneten) In-

vasion von aussen. Doch was 
geschieht, wenn ein Staat die Ein-
wanderung beschränkt, ein Nach-
barstaat aber nicht? Und was wird 
geschehen, wenn ein Staat – eine 
Möglichkeit, die glücklicherweise im 
Ungewissen bleibt – nach und nach 
oder schlagartig eine steigende Flut 
von Migranten nicht mehr aufzuhal-
ten vermag?

Ohne eine gesamteuropäische Ein-
wanderungspolitik, die notfalls auch 
physisch durchgesetzt wird, kann 
und wird es kein «Europa» geben, das 
diesen Namen verdient. Jede Realität, 
jede «Tatsache» dieser Welt verdankt 
ihre Bedeutung allein dem Kontrast 
zu anderen Tatsachen. Falls es so et-
was wie «Europa» gibt, muss es sich 
von jedem Teil dieser Welt, der nicht 
Europa ist, unterscheiden.

Nun ist der Fall eingetreten, was der 
Historiker John Lukacs vor vielen Jah-
ren für Europa kommen sah. Eine Flut 
von Menschen, nicht nur aus dem Sü-
den, will Obdach und Arbeit. Für Ar-
beit müssen aber wir besorgt sein. So 
schwer es für alle ist, die europäischen 
Spitzenpolitiker und Politikerinnen 
können, ja müssen nun zeigen, was sie 
drauf haben. Dass alle Staaten einan-
der helfen werden, ist eher unsicher, 
denn die sozialistische Grundidee von 
der Verschmelzung der sozialisti-
schen Nationen ohne Grenzen konnte 
nie Wurzeln schlagen. 

Max Matt, Altstätten SG

In Urdorf werden die Sommer-
plakate geklebt

Jürg Bosch und Sektionspräsident Markus Binder (rechts) kleben die 
Sommer plakate in und um Urdorf.

SICHERHEIT FÜR ALLE

Petition: Unsere Grenzen wieder 
selber schützen!
Die sifa-Sicherheit für alle fordert mit einer Petition: Zum Schutz der Schweiz 
und ihrer Bevölkerung sind unsere Landesgrenzen wieder durch unser Grenz-
wachtkorps (notfalls verstärkt  durch die Armee) zu schützen und zu sichern. 
Uns ist bewusst: Diese Forderung widerspricht dem Schengen/Dublin-Konzept. 
Doch das Schengen/Dublin-Abkommen, welches Europa vor illegaler Einwan-
derung schützen müsste, ist längst zusammengebrochen. Ganz Europa hat die 
Folgen dieser EU-Fehlleistung  zu  tragen. Der Bundesrat hat dafür zu  sorgen, 
dass das Schengen/Dublin-Konzept endlich realitäts-und bedrohungsgerecht 
revidiert wird. Bleiben seine Bemühungen erfolglos, ist Schengen/Dublin 
durch die Schweiz zu kündigen.

sifa. Das anhaltende Asylchaos stellt 
Europa vor die Probe und ruft drin-
gend nach wirkungsvollen Massnah-
men. Die EU zeigt sich überfordert und 
konzeptlos, wie den Schlepperbanden 
das Handwerk zu legen ist. Unbehel-
ligt und unbeeindruckt locken die 
Schlepper «ihre Kunden»: «Wir brin-
gen Euch auch ohne Zutrittsbewilli-
gung auf jeden Fall nach Europa.» 

Versteift sich die EU weiterhin dar-
auf, illegale Einwanderer lediglich 
auf alle Staaten gerecht verteilen zu 
wollen, verkommt ihr «Krieg gegen 

die Schlepper» zur Wortblase – allein 
zur Besänftigung der Bevölkerung. 

Nur wenn illegalen Einwanderern 
der Zutritt nach Europa verunmög-
licht wird, wird das Geschäftsmodell 
der Schlepper zerschlagen. Die Stel-
len, welche entscheiden, wer wahr-
lich «an Leib und Leben gefährdet 
ist», sind in Nordafrika einzurichten 
– dort, wo die UNO-Flüchtlingshilfe 
bereits präsent ist. 

Unterschreiben Sie die Petition: 
www.sifa-schweiz.ch

Sandra Schneider
Stadträtin SVP
Biel BE

Jetzt unterschreiben: Unterschriftenbogen (PDF) zum Ausdrucken und Einsen-
den, sowie weitere Informationen unter www.nobillag.ch 

Kantonales SVP-Schiessen 2015
11. bis 13. September 2015

in Regensdorf/Watt

Jetzt anmelden:
www.svp-zuerich.ch/svp-schiessen



Der Kampf zur Ausschaffung krimi-
neller Ausländer geht weiter
Volk und Stände nahmen am 28. No-
vember 2010 die Eidgenössische 
Volksinitiative «für die Ausschaf-
fung krimineller Ausländer (Aus-
schaffungs-Initaitive)» an. Gleichzei-
tig lehnten alle Kantone und eine 
Mehrheit des Volkes einen Gegen-
entwurf des Parlaments ab. Dass 
Mitte-Links im Parlament am 20. 
März 2015 in der Schlussabstim-
mung eine Umsetzungsvorlage ver-
abschiedet hat, welche sich an die-
sem Gegenentwurf orientiert, ist 
mittlerweile bekannt. Die Refe-
rendumsfrist läuft heute (9. Juli 
2015) ab.

Die SVP musste das Referendum 
nicht ergreifen. Bereits im Vernehm-
lassungsverfahren war absehbar, 
dass das Parlament die Ausschaf-
fungs-Initiative nicht in deren Sinn 
und Geist umsetzen würde. Deshalb 
hat die SVP mit der «Volksinitiative 
zur Durchsetzung der Ausschaffung 
krimineller Ausländer (Durchset-
zungs-Initiative)» rechtzeitig re-
agiert. Das Parlament begann bereits 
im Rahmen der Umsetzung der Aus-
schaffungs-Initiative mit allen Mit-
tel, die Durchsetzungs-Initiative zu 
bekämpfen, auch mit formellen 
Tricks. So wurde gegen den Willen 
der SVP beschlossen, die Schlussab-
stimmung zur Durchsetzungs-Initia-
tive auszusetzen. Die Folge dieses 
Schildbürgerstreichs ist, dass die Ab-
stimmung zur Durchsetzungs-Initia-
tive wohl kurz nach Inkraftsetzung 
der Umsetzungsgesetzgebung zur 
Ausschaffungs-Initiative erfolgen 

wird. Volk und Stände werden über 
die Durchsetzungs-Initiative voraus-
sichtlich am 28. Februar 2016 oder 
am 5. Juni 2016 befi nden, wogegen 
die Umsetzungsgesetzgebung vor-
aussichtlich per 1. Januar 2016 in 
Kraft treten wird. Die Taktik von 
Bundesbern ist offensichtlich. Im 
Abstimmungskampf wird dereinst 
betont werden, dass das neue Recht 
im Bereich Ausschaffung eben erst 
in Kraft getreten sei und es derzeit 
keine weiteren Massnahmen brau-
che; vielmehr sei es nun angezeigt 
abzuwarten, wie sich die neuen Be-
stimmungen in der Praxis bewähren 
würden. Ich bin aber überzeugt, dass 
Volk und Stände diesen Plan durch-
schauen werden und die Durchset-
zungs-Initiative annehmen werden. 
Nur deren Bestimmungen garantie-
ren eine effektive Ausschaffung kri-
mineller Ausländer.

Härtefallklausel verhindert 
Ausschaffung
Eine Parlamentsmehrheit aus Mitte-
Links baute – gegen den Willen der 
SVP – in die Umsetzungsgesetzge-
bung zur Ausschaffungsinitiative 
die sogenannte «Härtefallklausel» 
ein. Hiernach kann das Gericht bei 
der «obligatorischen Landesverwei-
sung» – welche schwere Vergehen 
und Verbrechen umfasst – von einer 
Landesverweisung absehen, wenn 
«diese für den Ausländer einen 
schweren persönlichen Härtefall be-
wirken würde und die öffentlichen 
Interessen an der Landesverweisung 
gegenüber den privaten Interessen 
des Ausländers am Verbleib in der 
Schweiz nicht überwiegen; dabei ist 
der besonderen Situation von Aus-
ländern Rechnung zu tragen, die in 
der Schweiz geboren oder aufge-
wachsen sind.» Bei anderen Verge-
hen und Verbrechen soll das Gericht 
berechtigt sein, einen Landesver-
weis auszusprechen. Dass diese Um-

setzung inhaltlich nicht mehr viel 
mit dem Gedanken der Ausschaf-
fungs-Initiative zu tun hat, ist offen-
sichtlich. Das Gericht fi ndet in je-
dem Fall eine Begründung, um von 
einem Landesverweis abzusehen.

Beispiel: Secondo als notorischer 
Straftäter
Im Dezember 2014 hat das Berner 
Verwaltungsgericht gegenüber ei-
nem 33-jährigen Italiener einen Lan-
desverweis ausgesprochen, obwohl 
dieser in dritter Generation in der 
Schweiz wohnt (seine Grosseltern 
sind eingewandert) und sein Heimat-
land nur von den Ferien her kennt. 
Der Grund: Der Mann ist ein notori-
scher Straftäter. Er ist 1981 in der 
Schweiz geboren und hat folgende 
Straftaten vorzuweisen: Im Jahr 
2004: Tierquälerei; im Jahr 2007: 
gewerbsmässiger Diebstahl, quali-
fi zierter Raub, mehrfache Sach-
beschädigung, Hausfriedensbruch, 
Körperverletzung, Raufhandel, An-
stiftung zur Brandstiftung, Versi-
cherungsbetrug, Hehlerei; im Jahr 
2011: Drogendelikte, Pornografi e, 
Verstösse gegen das Waffengesetz 
und erneut Tierquälerei. Die Härte-
fallklausel würde es in solchen Fäl-
len ermöglichen, von einem Landes-
verweis abzusehen, denn der Italie-
ner lebt in der dritten Generation in 
der Schweiz, spricht perfekt Mund-
art, ist mit einer Schweizerin verhei-
ratet und hat in Italien nur entfernte 
Verwandte, zu denen er keinen Kon-
takt hat. Das Urteil ist noch nicht 

rechtskräftig, doch nach neuem 
Recht würde das Gericht von einem 
Landesverweis wohl absehen.

Selbstbestimmungs-Initiative 
als zentrales Element aller Volks-
initiativen
Am Beispiel der Ausschaffungs-Initi-
ative sowie der Durchsetzungs-Initi-
ative ist gut erkennbar, weshalb es 
die Volksinitiative «Schweizer Recht 
statt fremde Richter (Selbstbestim-
mungsinitiative)» braucht. Ziel der 
Selbstbestimmungs-Initiative ist, den
Volksrechten wieder zum Durch-
bruch zu verhelfen, was jeder Volks-
initiative zugutekommen wird, egal, 
aus welchem Lager diese stammt. 
Nachdem Volk und Stände einer 
Volksinitiative zugestimmt haben, – 
also beispielsweise der Ausschaf-
fungs-Initiative, soll diese neue Ver-
fassungsbestimmung nicht zwin-
genden internationalen Abkommen 
vorgehen. Bei einem Widerspruch 
zwischen der neuen Verfassungsbe-
stimmung und einem internationa-

len Vertrag, wäre dieser somit anzu-
passen oder zu kündigen. Dass das 
Initiativ-Recht ansonsten zur Maku-
latur verkäme, hat das Bundesge-
richt im Urteil vom 12. Oktober 2012 
(2C_828/2011) bereits bestätigt. Dar-
in hat das Bundesgericht in einem 
Prozess betreffend dem Widerruf 
der Niederlassungsbewilligung (was 
einem Landesverweis gleichkommt) 
ausgeführt, dass die Annahme der 
Ausschaffungs-Initiative nichts dar-
an ändere, dass völkerrechtliche Be-
stimmungen der Bundesverfassung 
grundsätzlich vorgehen. Bei den 
meisten Volksinitiativen ist ein Wi-
derspruch zu internationalen Be-
stimmungen auszumachen. Würde 
diese Auffassung mittels  Selbstbe-
stimmungs-Initiative nicht gekippt, 
wäre dies formell das Ende dieses 
direktdemokratischen Rechts. Bun-
desbern würde weiterhin sagen: 
Stimmt nur mal ab, umgesetzt wird 
das Ergebnis sowieso nicht. Die SVP 
sagt dazu ganz klar: So nicht! oder: 
Selbstbestimmungs-Initiative, ja!
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EIN SATIRISCHER VORAUSBLICK ZUM NATIONALFEIERTAG

Die 1.-August-Rede 2015 von 
Simonetta Sommaruga
Geschätzte Leserinnen und Leser

Aufgrund einer Indiskretion ist Nationalratskandidat Dr. Wolfram Kuoni
in den Besitz der 1.-August-Rede von Frau Simonetta Sommaruga geraten. 
Hier der exklusive Vorabdruck.

Geschätzte Genossinnen und Genossen (äh: Eidgenossinnen und Eidgenossen)
Ich bin stolz, heute zu Ihnen als «Bundespräsidentin» zu sprechen. Lassen Sie mich 
mein Präsidialjahr kurz Revue passieren.

Das Jahr fi ng gruselig an: Ich musste im Januar an die Albisgüetli-Tagung nach 
Zürich reisen. Empfangen wurde ich von ohrenbetäubendem Lärm (die Gastgeber 
nannten es Ländlermusik?), alten Männern und Ewiggestrigen in Uniform mit brei-
ten Bändern an den Hosen (ob Brigadier oder Heilsarmee, weiss ich nicht). Von der 
Rede des Präsidenten verstand ich leider nichts, denn er sprach von Sorgen der Bevöl-
kerung, Masseneinwanderung, Asylzahlen und der angeblichen Aufhebung eines 
Mindestkurses der SNB, die für die Wirtschaft herausfordernd sein soll. Ich verstand 
Bahnhof und war schon bald in Gedanken bei «Junckie» (dazu später mehr). Ich muss-
te dann aber der Partei ins Gewissen reden: Mein eindringlicher Appell, am Folterver-
bot nicht zu rütteln, traf die Anwesenden ins Mark. Totenstille. Ich bin stolz, die Partei 
vom kolportierten Anliegen, die Folter per Volksabstimmung wieder einzuführen, 
abgebracht zu haben. Den Zwischenruf eines Hinterbänklers aus Graubünden, mir 
zuzuhören sei Folter genug, ignorierte ich staatsfraulich. Ueli führte mich dann rit-
terlich zum Ausgang, wo ich im Fond meiner Staatslimousine versank und wieder frei 
atmen konnte. Eine Zumutung, diese Volkspartei. 

So ein Amt wie jenes der Bundespräsidentin hat durchaus auch erotische Aspekte, 
das will ich nicht verhehlen. Den Höhepunkt bildete mein Techtelmechtel mit EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Junker (er säuselte mir ins Ohr, dass ich ihn ruhig 
«Junckie» nennen dürfe). Was als höfl iches Küsschen gedacht war, wurde zu einer ei-
gentlichen Knutscherei, ganz ohne KO-Tropfen. Die erotisierende Wirkung, die von 
einem hohen EU-Funktionär ausgeht, ist unbeschreiblich. Ich sah nur noch blau-gelbe 
Sternchen. Ich glaube, meinen lieben Kolleginnen im Bundesrat geht es ganz ähnlich.

Ich bin sicher, dass unsere Verhandlungen für eine Eingliederung der Schweiz in die 
EU (äh, pardon, institutionelles Rahmen-Abkommen) von meiner besonderen Bezie-
hung zu «Junckie» profi tieren werden. Jedenfalls hat er mir augenzwinkernd verspro-
chen, die Schweiz erst nach Ablauf meines Präsidialjahres wieder auf eine schwarze 
oder rote oder graue Liste zu setzen. Das müssen Sie, liebe GenossInnen, bitte schön 
schätzen. «Junckie» versprach mir auch, dass ich anlässlich der Beitrittszeremonie 
EU-CH Klavier spielen dürfte. Nachdem mein letztes Konzert das Weihnachtskonzert 
des Konsument-Innenforums Sektion Köniz vor 23 Jahre war, wäre das für meine 
musikalische Karriere natürlich ein grosser Schritt. Sie sehen: Wir alle verdanken 
«Junckie» viel.

Ja, und dann war da noch die Reise nach Paris, unglaublich: Ich durfte an der Feier 
(habe vergessen, was wir gefeiert haben) auf der Champs-Elysées neben François Hol-
lande und Friedenspräsident Poroschenko laufen! Die Schweiz kann stolz und die 
Welt dankbar sein, dass ich einen wichtigen Beitrag zur Beilegung des Konfl iktes in 
der Ukraine geleistet habe. Ich hoffe sehr, dass dies für die Wahl der Schweizerin des 
Jahres reicht? Oder gar zur EU-Aussenkommissärin?

Sie sehen, liebe Genoss/-innen: Es ist cool, Bundespräsidentin zu sein. Zudem haben 
wir – fast hätte ich es vergessen – noch das Bankgeheimnis abgeschafft, die Steuerat-
traktivität begraben, die Staatsquote erhöht, das Eigentum ausgehöhlt, dargelegt, 
dass Morgarten nur eine unbedeutende Balgerei unter Jungs war, das Energie-Aben-
teuer, äh: die Energie-Wende eingeleitet und neue Freundschaften mit Asylbewerbern 
in Riggisberg getroffen. 

Zu guter Letzt: Aufgrund der weit fortgeschrittenen Eingliederungsverhandlungen 
mit «Junckie» ist gut möglich, dass dies die letzte 1.-August-Rede eines schweizerischen 
Bundespräsidenten war. JSA wird dankbar sein. Und unsere patriarchalische Landes-
hymne (mit einem Text des Herrlibergers (!) Leonhard Widmer) brauchen wir dann 
auch nicht mehr: Beethoven’s Ode an die Freude reicht.

11 PERSONEN WANDERN PRO STUNDE IN DIE SCHWEIZ EIN

Massenzuwanderung schadet Arbeitsplätzen
Im ersten Quartal dieses Jahres sind netto fast 23000 Personen in unser Land eingewandert. Dies sind 14,4 Prozent 
mehr als im gleichen Quartal des Vorjahres oder 11 Zuwanderer pro Stunde, die es zu integrieren gilt.

FÜR EINE STÄRKUNG DES SOUVERÄNS

Selbstbestimmungs-Initiative als Rettungsanker 
der Volksrechte
Die parlamentarischen Beratungen zur Umsetzung der Ausschaffungs-Initiative sowie die vorgezogene Gerichtspraxis 
zeigen, dass Volksentscheide nicht umgesetzt werden. Dabei wird jeweils auf völkerrechtliche Bestimmungen verwiesen, 
welche Priorität hätten und wichtiger seien. Bundesbern lässt Volk und Stände munter abstimmen – foutiert sich in der 
Folge jedoch um den Entscheid des Souveräns. Die Selbstbestimmungs-Initiative will hier endlich einen Riegel schieben. 

Allerdings wanderten nur 48 Prozent 
in den Arbeitsmarkt ein, und von die-
sen nur gerade etwa ein Drittel in die 
private Wirtschaft. Im Frühjahr die-
ses Jahres standen bei den Arbeitslo-
sen 74373 Schweizer 66758 Auslän-
dern gegenüber – also beinahe gleich-
viel, wobei der Ausländeranteil an 
der Gesamtbevölkerung «nur» 24 Pro-
zent beträgt. Es sind besonders viele 
Portugiesen eingewandert, obwohl 
deren Arbeitslosigkeit mit 7 Prozent 
doppelt so hoch ist wie der schweize-
rische Durchschnitt.

Arbeitslosigkeit nimmt wohl zu
Wir müssen befürchten, dass die Ar-
beitslosigkeit in den nächsten Mona-
ten steigen wird. Die stellenlosen 
Ausländer kehren erfahrungsgemäss 
nicht mehr in ihre Heimat zurück 
und landen bei uns in den Sozialwer-
ken. Gleichzeitig hat die Auswande-
rung abgenommen. Beinahe zwei 
Millionen Menschen ohne Schweizer 
Pass haben sich dauerhaft in unse-
rem Land niedergelassen. Dennoch 

behaupten unbelehrbare Politiker 
und Medien nach wie vor, die Schweiz 
schotte sich ab und friste das isolierte 
Dasein einer Insel. Wahr ist das Ge-
genteil: Es dürfte weltweit kaum ein 
Land geben, das eine so hohe Einwan-
derungsquote pro Kopf der Bevölke-
rung aufweist.

Zuwanderung in die Wirtschaft 
wäre kein Problem
Wenn wir berücksichtigen, dass ein 
beträchtlicher Teil der Zuwanderer 
sein Auskommen im öffentlichen 
Dienst fi ndet – etwa in den Bereichen 
Bildung, öffentlicher Verkehr, Ver-
waltung oder Gesundheit – so dürfte 
sich die Zuwanderung in die wirklich 
wertschöpfende Wirtschaft in die-
sem Jahr auf nur gerade 15000 Perso-
nen belaufen und sich damit unter 
jenem Rahmen bewegen, in dem 
über Jahrzehnte Kontingente bewil-
ligt wurden. Das ständige Wehklagen 
der Wirtschaftsverbände über die 
Annahme der SVP-Massenzuwande-
rungsinitiative ist deshalb nicht 
nachvollziehbar.

Wo bleiben die Hochquali�zierten?
Angesichts der tatsächlichen Zuwan-
derung in die verschiedenen Bran-
chen erscheint auch das ständige Ar-
gument der «Hochqualifi zierten» bei 
der Zuwanderung durchaus fragwür-

dig. Auffallend viele Personen gehen 
ins Gastgewerbe, das Baugewerbe, 
den Fachgrosshandel und den Detail-
handel. Gleichzeitig muss festgehal-
ten werden, dass das Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) im 1. Quartal 2015 um 0,2 
Prozent zurückgegangen ist. Diese 
Schrumpfung betrifft praktisch alle 
Branchen. Sollte der Negativtrend 
auch im nächsten Quartal anhalten, 
müssen wir technisch von einer Re-
zession sprechen. Während das BIP-
Wachstum pro Kopf – das eigentliche 
Wohlstandswachstum – von 1945 bis 
1990 im Durchschnitt jedes Jahr 2 
Prozent betragen hat, stagniert es seit 
der Einführung der vollen Personen-
freizügigkeit. Obwohl, oder gerade 
weil seit 2007 Jahr für Jahr durch-
schnittlich 80000 Personen netto in 
unser Land gezogen sind, hat sich der 
Wohlstand pro Kopf nicht erhöht und 
die Lebensqualität nimmt laufend ab.

Inländervorrang nötig
Da sich die Sockelarbeitslosigkeit vor-
aussichtlich erhöhen wird, ist eine 
massvollere, qualitativ bessere Zuwan-
derung sowie der Inländervorrang 
dringend nötig. Voraussetzung dazu 
ist eine wirklich bürgerlich denkende 
und handelnde Parlamentsmehrheit – 
insbesondere eine starke SVP. An den 
eidgenössischen Wahlen vom 18. Okto-
ber 2015 zählt jede Stimme!

Thomas Matter
Nationalrat SVP
Meilen

Andrea Geissbühler
Nationalrätin SVP
Bäriswil BE
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Fadegrad

Das Lettenquartier im Zürcher Stadt-
kreis 10 ist vor allem durch das Dro-
genelend am alten Bahnhof Letten 
bekannt. Zu unrecht: Das Quartier 
weist eine verblüffend reichhaltige 
Geschichte aus. In einem neuen Buch 
von Martin Bürlimann und Kurt 
Gammeter, den beiden Autoren der 
Wipkinger Quartiergeschichte, sind 
Anekdoten, Erzählungen und Fakten 
aus der Lettener Vergangenheit ver-
sammelt. 

Anlass zum Buch gab die Dekorati-
on im renovierten Café Letten bei der 
Nordbrücke. Die Baugenossenschaft 
Letten hat im letzten Jahr das Café 
Letten renoviert. Die Wände des Ca-
fés sind mit Fotografi en und Postkar-
ten aus Alt-Wipkingen und dem Let-
tenquartier geschmückt. Das Buch 
«Café Letten – ein Lesebuch» zeigt 
nun die Geschichte des Lettenquar-
tiers und erzählt Anekdoten zu den 
Bildern.

Weltunternehmen im Letten
Am Limmatufer stehen mehrere alt-
ehrwürdige Gebäude, die von grossen 
Zeiten erzählen: allen voran die heu-
tige Textilfachschule, die in der eins-
tigen Hofmeister'schen Kattunfabrik 
gelegen ist. Johann Heinrich Hof-
meister, Bürger der Stadt Zürich und 

der Gemeinde Wipkingen, führte das 
«Hofmeister’sche Etablissement» zur 
Blüte. Der Letten war ein Zentrum für 
Unternehmen mit Weltformat. Die 
Wipkinger Textilunternehmer Salo-
mon Rütschi und andere reisten für 
die Muster nach England, kauften die 
Baumwolle in Ägypten und verkauf-
ten die edlen Tücher in die europäi-
schen Städte und in den Orient.

Als die englischen Dampfmaschi-
nen die Märkte eroberten, rentierte 
die Baumwollindustrie im Letten 
nicht mehr. Findige Unternehmer 
gründeten neue Betriebe, wovon 
wiederum mehrere schweizweit be-
kannt waren; so die «Frutta»-Brause 
und «Sturzeneggers Delikatess-Sau-

BUCHVERNISSAGE

Eine Zeitreise durch den Letten
Ein neu erschienenes Buch erzählt Geschichten und Anekdoten aus dem Lettenquartier. 

erkraut» der Firma Sturzenegger 
und Gasser. Im Fabrikgebäude just 
neben der Badeanstalt Letten produ-
zierte ein Familienbetrieb in seiner 
Schuhwichsefabrik Putzartikel. In 
den 1930er Jahren gab es in prak-
tisch jedem schweizer Haushalt eine 
gelb-rote Blechdose «Jokol-Boden-
wichse».

Baugenossenschaften prägten das 
Quartier
Bis in die 1920er Jahre wurde der Let-
ten landwirtschaftlich genutzt. Die 
Bauernfamilien Hotz, Frauenfelder 
und andere bewirtschafteten grosse 
Flächen zwischen der heutigen Nord-
strasse und der Industrie am Lim-

matufer. Die Stadt kaufte den Bau-
ernfamilien ihre Äcker ab und plante 
darauf Siedlungen. Die Wohnhäuser 
der Baugenossenschaft Letten (BGL) 
oder der Baugenossenschaft des eid-
genössischen Personals (BEP) waren 
Teil eines städtebaulichen Projekts 
aus der Planungsära von Stadtbau-
meister Hermann Herter. Bis heute 
geben die Imfeldstrasse und die 
Rousseaustrasse mit ihrer weitsich-
tig geplanten Blockrandbebauung 
dem Quartier die unverwechselbare 
Identität.

Mit den Siedlungen änderte sich 
auch die Zusammensetzung der Be-
wohner. Einst dominierten Bauern, 
Gewerbler und Handwerker den Let-
ten, nun waren es Eisenbahner, Pöst-
ler oder städtische Angestellte, die in 
den modernen Genossenschaftswoh-
nungen lebten. 

Anhand von Postkarten, alten Fo-
tografi en und Dokumenten erzählt 
das Buch die erstaunliche Entwick-
lung des Lettenquartiers. Die Bilder 
aus vergangenen Zeiten schenken 
uns einen Einblick in das Leben und 
Denken der Menschen, die hier frü-
her gelebt und gewirkt haben. 

Die Vernissage fi ndet statt am 23. 
Juli 2015 um 19.00 Uhr im Café Let-
ten, Nordstrasse 205, 8037 Zürich 
Wipkingen.

Angaben zum Buch:
Café Letten – Ein Lesebuch, Eine Zeitreise 
durch den Letten, Wibichinga Verlag 2015,
18.50 Fr., 180 Seiten, Broschur,
ISBN: 978-3-9523149-3-7,
www.wibichinga.ch

Martin Bürlimann
Gemeinderat SVP 
Zürich 10 

Das Lettenquartier im Zürcher Kreis 10 um 1900. Von links: Das ehemalige Trans-
formatorengebäude des Kraftwerks Letten, heute Tanzhaus, Hofmeister'sche 
Kattunfabrik, heute Schweizerische Textilfachschule, Bahnhof Letten, Kraftwerk 
Letten, heute ewz und die Eisenbahnbrücke der Nordostbahn, heute Fussgänger-
passage in den Kreis 5. 

DER AKTUELLE VORSTOSS

Transparenz zum Zürcher Glasfaser-
netz verlangt
Mit dem Angebot eines Glasfasernetzes ist das Elektrizitätswerk der Stadt 
Zürich ein happiges Millionen-Abenteuer eingegangen, dem die SVP von 
Anfang an kritisch gegenüberstand. 

Die Entwicklungen der Rentabilität von vergleichbaren Projekten in anderen 
Schweizer Städten lassen aufhorchen. Das hat die beiden SVP-Gemeinderäte 
Rolf Müller und Rolf Müller und Rolf Müller Roberto Bertozzi dazu bewogen, vom Stadtrat in einer 
Schriftlichen Anfrage Auskunft zu verlangen über die Situation beim Stadt-
zürcher Glasfasernetz.

Schriftliche Anfrage
Wie das Elektrizitätswerk der Stadt Zürich (ewz) bauen unter anderem auch Wie das Elektrizitätswerk der Stadt Zürich (ewz) bauen unter anderem auch 
die Industriellen Werke Basel (IWB) ein Glasfasernetz mit öffentlichen Gel-
dern. Da die IWB davon ausgehen, dass dadurch keine wesentlichen Erlöse 
geschaffen werden können, schreibt das Basler Stadtwerk die Investitionen 
gleich auf null ab, wie die «Neue Zürcher Zeitung» (NZZ) am 07. Juni 2015 mel-
dete. Verschiedene Stadtwerke führen in diesem Zusammenhang nach und 
nach Wertberichtigungen durch. So mussten unter anderem auch Services 
lndustriels de Genève (SIG) und Energie Wasser Luzern (EWL) grosse Abschrei-
bungen auf ihren Glasfaseranlagen vornehmen.

In Zürich belaufen sich die Gesamtkosten auf 1200 Millionen Franken. Davon 
investiert das ewz 600 Millionen Franken in den Glasfaserausbau. Wie viele An-
schlüsse effektiv genutzt werden, darüber informiert der Zürcher Stadtrat bis-
weilen nicht. Dass die Rentabilität des Glasfasernetzes in Zürich entgegen der weilen nicht. Dass die Rentabilität des Glasfasernetzes in Zürich entgegen der 
Erfahrungen in allen anderen Schweizer Städten irgendwann erreicht sein wird, 
scheint höchst unwahrscheinlich.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der 
folgenden Fragen:
1. Rechnet der Stadtrat für die nächste ewz-Budgetplanung mit Abschreibungen 

auf den Glasfaseranlagen? Wenn Ja, wie hoch werden diese genau sein?

2. Sieht der Stadtrat in der laufenden Legislaturplanung Abschreibungen auf die 
Glasfaseranlagen vor?

3. Sollte die Frage 2 mit Nein beantwortet werden: Rechnet der Stadtrat damit, 
dass er dies bis Ende der Legislaturperiode noch tun wird?

4. Sollte die Frage 2 mit Ja beantwortet werden: Wie hoch sind diese Abschrei-
bungen?

5. Sollten gemäss Einschätzungen des Stadtrates auch langfristig keine Abschrei-
bungen auf den Glasfaseranlagen erwartet werden: Wann wird gemäss dem 
Stadtrat die Rentabilität des Glasfasernetzes erreicht sein?

6. Kann der Stadtrat genaue Angaben zur derzeitigen Rentabilität des Glasfaser-
netzes machen?

7. Sind nebst den vorläufi gen Gesamtkosten in der Höhe von 1200 Millionen 
Franken in der laufenden Legislaturplanung weitere Investitionen betreffend 
den Glasfaseranlagen vorgesehen?

8. Sollte die Frage 5 mit Ja beantwortet werden: Welche weiteren Investitionen 
sind zu erwarten? Für was und in welchem Ausmass?

2030 startet eine 
kleine Eiszeit
Gemäss der Zeitung «20 Minuten» 
von heute, dem 14. Juli 2015, be-
ginnt im Jahre 2030 eine kleine 
Eiszeit. Sonnenforscher der Uni-
versität Northumbria in Newcastle 
haben herausgefunden, dass sich 
die Sonnenaktivität ab dem Jahr 
2030 um bis zu 60 Prozent redu-
ziert. Eine ähnliche Reduktion der 
Sonnen� eckenaktivität fand 
zwischen den Jahren 1645 und 
1715 statt. Die Folge waren ge-
mäss den Forschern sehr kalte 
Winter und nasse Sommer. Auf 
den Feldern verfaulte das Getrei-
de, so heisst es im Artikel weiter. 
Diese Meldung weckte meine 
Neugier. Im Internet suche ich 
nach dem Begriff «Eiszeit 2030» 
und � nde diverse weitere Quel-
len, welche diese Meldung ver-
breiteten. Die  Suchergebnisse 
verweisen in erster Linie auf 
Internetseiten aus Deutschland. 
«Focus» und «n-tv» sind dabei. 
Der einzige Link aus der Schweiz 
ist «20 Minuten». Und dies mitt-
lerweile seit 9 Stunden. Ich bin 
gespannt, ob dieses Forschungser-
gebnis in der Schweizer Medien-
landschaft weiter verbreitet wird. 
Unter den Suchergebnissen ist 
auch die Seite scienceblogs.de. 
Interessiert lese ich die Kommen-
tare in diesem Blog. «Für verlässli-
che Prognosen dürfte das Ge-
samtsystem zu komplex sein», 
heisst es da und damit werden die 
Forschungsergebnisse in Zweifel 
gezogen. Die Blogger sind von 
der globalen Erwärmung über-
zeugt. Für mich ist das unver-
ständlich, handelt es sich dabei 
um das gleiche Gesamtsystem, 
welches für verlässliche Progno-
sen zu komplex ist, egal ob es sich 
um Erwärmung oder Abkühlung 
handelt. Einer weiss dann ganz 
bestimmt, dass die kleine Eiszeit 
vor etwas mehr als 200 Jahren 
nicht mit der Aktivität der Sonnen-
� ecken zusammenhing, sondern 
durch Vulkanausbrüche hervor-
gerufen worden ist. Ein anderer 
Blogger verweist auf Wikipedia 
und stellt die These auf, dass die 
nächste Eiszeit frühestens in eini-
gen Tausend Jahren zu erwarten 
sei. Ein weiterer Blogger macht 
sich Gedanken zu seiner geplan-
ten Solaranlage. Ob diese unter 
der verminderten Sonnen� ecken-
aktivität ihren Dienst noch erfül-
len werde. Gemäss Antwort im 
Blog braucht er sich aber keine 
Sorgen zu machen. Mittlerweile 
ist wieder einige Zeit vergangen 
und ich starte meine Suchanfrage 
neu. «20 Minuten» ist noch 
immer das einzige Ergebnis aus 
der Schweiz. Wie dem auch immer 
sei, Klimaschwankungen hat es 
schon immer gegeben. Wäre dem 
nicht so, so würde der Linthglet-
scher heute nicht unterhalb des 
Tödi enden, sondern immer noch 
gros se Teile des Kantons Zürich 
bedecken. So widersprüchlich 
sind die Thesen, Meinungen und 
wirtschaftlichen Forschungser-
gebnisse. Kein Hindernis für Linke 
und Grüne, wegen der globalen 
Erwärmung eine wirtschaftsfeind-
liche Energiestrategie 2050 zu 
beschlies sen. 

GENERALVERSAMMLUNG SVP ZÜRICH 9

Referat von Hans-Ueli Vogt begeis-
terte die Delegierten
Am Freitag, 10. Juli 2015 konnte die SVP Kreispartei Zürich 9 erneut ihre GV im 
Hotel Mercure Stoller durchführen. Möglicherweise zum letzten Mal, da unser 
Gastgeber alt SVP Kantons- und Gemeinderat Werner Stoller plant, die Liegen-
schaft im Herbst 2015 umzubauen. Als Gastreferent konnte Ständeratskandi-
dat und SVP-Kantonsrat Hans-Ueli Vogt gewonnen werden.

SVP Zürich 9. Der statutarische Teil 
der Versammlung verlief zügig und 
ohne besondere Vorkommnisse. Als 
würden die anwesenden Mitglieder 
nur auf das Referat von unserem SVP-
Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt ge-
wartet haben. Die Delegiertenliste der 
SVP-Kreispartei Zürich 9 wurde berei-
nigt und einstimmig z.Hd. der zustän-
digen Stellen verabschiedet. Auch die 
Jahresrechnung 2014 und der Reviso-
renbericht gaben nur zu einer Frage 
Anlass. Schon erstaunlich, wie der von 
unzähligen Aktionärsversammlungen
geschärfte Blick von Herrmann Stru-
chen eine kleine formelle Unstimmig-
keit sofort erkannte.

Der amtierende Präsident der SVP-
Kreispartei Zürich 9, alt Kantonsrat 
Lorenz Habicher, wurde per Akklama-
tion für ein weiteres Jahr im Amt be-
stätigt. Das angekündigte Referat un-
terhielt, erstaunte, fesselte und faszi-
nierte dann die Versammlung glei-
chermassen. Mit kämpferischen Voten 
und ganzem Einsatz präsentierte sich 
Hans-Ueli Vogt von seiner besten Seite 
als Ständeratskandidat für die SVP 
und den ganzen Kanton Zürich. 

Weitere Reden, Verabschiedungen 
und Ehrungen
Abschliessend ergriff der anwesende 
Gast, SVP-Nationalratskandidat Wolf-
ram Kuoni, noch die Gelegenheit, sich 
der Kreispartei Zürich 9 vorzustellen. 
Damit zeigte sich erneut, dass auf der 
SVP-Nationalratsliste 2015 sehr starke 
Persönlichkeiten und begnadete Red-
ner vertreten sind. Den Abschluss 
der GV machten die Verabschiedungen 
und Ehrungen, wobei der Präsident 
dem langjährigen Mitglied Emil Meyer, 
der nach Zürich-Nord gezogen ist, für 
seinen unermüdlichen Einsatz als «Ver-

teiler» von politischen Flyern danken 
konnte. Auch wurde SVP-9-Mitglied 
und Quartiervereinspräsidentin Es-
ther Leibundgut für ihren grossen Ein-
satz in Zürich Altstetten geehrt. Die 
ganze Versammlung, die Reden und 
Ehrungen wurden von der National-
ratskandidatin der Jungen SVP Zürich, 
Katia Weber, fotografi sch festgehalten. 
Dies sei hier besonders verdankt.

Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt un-
terhielt, erstaunte, fesselte und faszi-
nierte die Delegierten mit seiner Rede.

Alt-Kantonsrat Lorenz Habicher (links) 
überreicht dem Gast Wolfram Kuoni 
ein Präsent. 
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1.-August-Feier mit 
Ständeratskandidat
Hans-Ueli Vogt

Öffentliche Veranstaltung der SVP Zürich Kreis 7+8:

Vor der Veranstaltung haben Sie die 
Möglichkeit, von 10:00-13:00 Uhr 
einen tollen Brunch in der Wirtschaft 
Degenried zu geniessen. Infos & 
Reservationen direkt bei der Wirtschaft 
Degenried: Tel. 044 381 51 80

Samstag, 1.8.2015

Eintreffen der Gäste: ab 13:00 Uhr
Veranstaltungsbeginn: 13:30 Uhr

Ort: In der Waldlichtung bei der 
Wirtschaft Degenried, Degenriedstr. 135, 
8032 Zürich (Nähe «Dolder Grand»). 
Parkplätze vorhanden. Bei schlechtem 
Wetter im Restaurant.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen!
Der Vorstand
SVP Zürich Kreis 7+8

  Sicher
              Sauber

                         Trocken
www.kleinlagerraeume.ch

Fr. 10.– / m2 / Monat

LESERBRIEF

Frau Sommarugas Arbeitsverweigerung
Ich habe im Nationalrat kürzlich eine 
Motion mit der Forderung «Kein Asyl 
für Migranten aus Eritrea» einge-
reicht. Warum das? Am 9. Juni 2013 
hat das Schweizer Volk mit grossem 
Mehr beschlossen: «Dienstverweige-
rung ist kein Asylgrund.» Weil dieser 
Entscheid von Frau Sommaruga nicht 
umgesetzt wird, haben im Jahr 2014 
rund 7000 fast ausschliesslich junge 
Männer aus Eritrea, angebliche 
Dienstverweigerer, in der Schweiz 
ein Asylgesuch gestellt. In Österreich 
waren es 105!

Diese «Völkerwanderung» muss ge-
stoppt werden, denn die Asylbewer-
ber aus Eritrea sind keine Flüchtlinge, 

sondern Wirtschaftsmigranten auf 
der Suche nach einem besseren Le-
ben. Die Behauptung, Eritrea sei das 
«Nordkorea Afrikas» und die «Hölle 
auf Erden» wurde in einem detaillier-
ten Bericht der dänischen Migrations-
behörde als völlig haltlos entlarvt und 
auch von norwegischer Seite bestä-
tigt. Umfassende Abklärungen vor 
Ort durch Urs von Arb, Vizedirektor 
des Staatssekretariats für Migration, 
ergaben dasselbe Bild.

Frau Sommaruga ist der zentrale 
Teil des Problems, denn sie will diesen 
Befund nicht wahrhaben und ihre Po-
litik der offenen Scheunentore, insbe-
sondere gegenüber Scheinasylanten 

aus Eritrea, weiterführen. Deshalb 
wurde die Informationsreise des Vize-
direktors als blosse «Sondierreise» de-
klariert – ohne Konsequenzen für die 
schweizerische Asylpolitik. Die Fol-
gen dieser Realitätsverweigerung und 
des Asyldebakels haben die Steuer-
zahler und die Gemeinden zu tragen. 
Wie lange noch?

Entscheidend ist, dass – neben einer 
konsequenten Rückführung der Erit-
reer – die klare Botschaft nach aussen 
gesandt wird: «In der Schweiz kann 
nur bleiben, wer direkt an Leib und 
Leben bedroht ist und verfolgt wird».

Hans Fehr, Nationalrat, Eglisau

Volksinitiative
für eine demokratische 
Mitbestimmung
in der Volksschule

«Sie wollen bei der Volks-
schule mitreden und
die Diskussion nicht den
Bildungsbürokraten über-
lassen?»

Jetzt unterzeichnen!

www.lehrplan-vors-volk.ch/



8  VERANSTALTUNGEN Der Zürcher Bote  |  Nr. 29/30  |  Freitag, 17. Juli 2015

  Wöchentliche Fernsehsendung mit Christoph Blocher

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch übertragen.

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch
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IMPRESSUM

Uhr, Terrasse des Gasthauses zur Metzg, 
Stäfa, SVP-Feierabendtreffen mit Natio-
nalräten und Nationalratskandidaten der 
SVP und der Jungen SVP des Kantons Zü-
rich sowie a. Bundesrat Christoph Blocher 
und Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt. 
Eröffnungsmusik: «Alderbuebe». Essen 
und nichtalkoholische Getränke werden 
offeriert.

Bezirk Pfäf� kon / Lindau
Sonntag, 23. August 2015, Nachmittag, 
Lindauer Chilbi, SVP Lindau mit einem 
Zelt, feine Pizzen und Gerstensuppe. Mit 
Nationalrätin Natalie Rickli, Nationalrats-
kandidatin Barbara Steinemann und Stän-
deratskandidat Hans-Ueli Vogt.

Stadt Zürich / Kreis  9
Freitag, 10. Juli 2015, 19.30 Uhr (Apéro
ab 19.00 Uhr), Hotel Mercure Stoller,
Badenerstrasse 457, Zürich, Generalver-
sammlung mit Gastreferat von Prof. Dr. 
Hans-Ueli Vogt, Kantonsrat SVP, Stände-
ratskandidat (ca. 20.30 Uhr).

Freitag, 17. Juli 2015, ab 19.00 Uhr, Terras-
se beim Parkdeck, Spirgarten, Lindenplatz 
5, Zürich, 4. Sommernachts-Apéro mit a. 
Kantonsrat Lorenz Habicher. «Bericht aus 
Bern» von Nationalrat Ernst Schibli.

Freitag, 28. August 2015 bis Sonntag, 30. 
August 2015, Albisrieden, Zürich, «Chreis 
Nüün Fäscht», SVP-Kreispartei Zürich 9 
mit einem Stand «Tell's Apfelschuss».

SVP-FRAUEN

Donnerstag, 17. September 2015, 19.30 
Uhr, Rest. Mercure Stoller, Zürich, Mitglie-
derversammlung.

Literaturclub
Mittwoch, 5. August 2015, 19.00 Uhr. Ak-
tuelles Buch: Walliser Totentanz von Wer-
ner Ryser. Anmeldung bis spätestens 22. 
Juli 2015 unter www.svp-literaturclub.ch 
oder info@svp-literaturclub.ch

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Donnerstag, 23. Juli 2015, 19.00 Uhr, Café 
Letten, Nordstrasse 205, Zürich, Buchver-
nissage von Martin Bürlimann, SVP-Ge-
meinderat der Stadt Zürich.

Samstag, 19. September 2015, 17.00 Uhr 
(Türöffnung 16.00 Uhr), Thurgauerhof, 
Weinfelden, Herbstveranstaltung mit a. 
Bundesrat Christoph Blocher, Würdigung 
dreier Persönlichkeiten aus dem Thurgau: 
Johann Konrad Kern, Adolf Dietrich und 
Alfred Huggenberger und ihre Bedeutung 
für die heutige Schweiz. Eintritt frei, musi-
kalische Umrahmung, kleiner Imbiss. Aus-
stellung von Originalwerken Adolf Diet-
richs aus Privatbesitz.

MOTORRAD-CLUB SVP

Ausfahrten
Sonntag, 13. September 2015, 4. Aus-
fahrt. Nähere Angaben folgen.

Englandtour
Mittwoch, 12. August 2015 bis Sonntag, 
23. August 2015, Cornwall, Süd-England. 
Nähere Angaben folgen.

Stämme
Dienstag, 28. Juli 2015, 19.00 Uhr, Zum 
goldenen Winkel, Obergasse 13, Bülach, 
4. Stamm.

Donnerstag, 3. September 2015, 19.00 Uhr, 
Landgasthof Halbinsel Au, 5. Stamm.

Dienstag, 22. September 2015, 19.00 Uhr, 
Restaurant Wiesental, Schaffhauserstras-
se 146, Seuzach, 6. Stamm.

VERANSTALTUNGEN
MIT STÄNDERATSK ANDIDAT

HANS-UELI VOGT

Bezirk Dielsdorf / Schöf� isdorf-
Oberweningen-Schleinikon
Mittwoch, 2. September 2015, 20.00 Uhr, 
Gemeindesaal in Schleinikon, Vorträge 
von Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt 
und Nationalratskandidat Roger Köppel.

Bezirk Dietikon / Dietikon
Mittwoch, 19. August 2015, 20.00 Uhr, Re-
staurant Sommerau, Dietikon, Podiums-
diskussion zum Thema «Landesrecht vor 
Völkerrecht». Mit Ständeratskandidat 
Hans-Ueli Vogt (SVP) und Nationalrätin 
Doris Fiala (FDP). Gesprächsleitung: Jürg 
Krebs, Chefredaktor Limmattaler Zeitung.

Bezirk Horgen / Kilchberg
Montag, 7. September 2015, 20.00 Uhr 
(Apéro ab 19.30 Uhr), ev.-ref. Kirchge-
meindehaus, Stockenstrasse 150, Kilch-
berg, Öffentliche Veranstaltung zu den 
Ständerats- und Nationalratswahlen. Mit 
Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt (SVP), 
Nationalrat Hans Egloff (SVP) und den Na-
tionalratskandidaten Jürg Trachsel (SVP) 
und Hans Ulrich Bigler (FDP).

Bezirk Pfäf� kon / Russikon
Freitag, 11. September 2015, ab 18.30 Uhr, im 
Schützenhaus Russikon, Russiker Herbst-
Party mit Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt.

Stadt Zürich
Montag, 17. August 2015, 19.30 Uhr, Kauf-
leuten, Klubsaal, Pelikanplatz, Zürich, Po-
dium zum Thema: Landesrecht vor Völker-
recht? Stellen wir sogar Menschenrechte 
zur Disposition? Teilnehmer: Nationalrats-
kandidat Roger Köppel (SVP), Ständerats-
kandidat Hans-Ueli Vogt (SVP), National-
rätin Doris Fiala (FDP) und Nationalrat 
Daniel Jositsch (SP). Moderation: Eric Gujer.

SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat / Fraktion
Montag, 17. August 2015, 13.00 Uhr, Sit-
zung, Zunfthaus zur Haue.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Andel� ngen
Donnerstag, 23. Juli 2015, Apéro ab 18.00 
Uhr, in der Weinloge am Klosterplatz, 
Rheinau, SVP-Sommerplausch, Führung 
durch das Kloster und die Musikinsel Rhei-
nau. 20.00 Uhr: Gemütlicher Hock im 
Gasthaus zum Salmen mit Verp� egungs-
möglichkeit.

Bezirk Bülach / Dietlikon
Samstag, 22. August 2015, 10.00–18.00 
Uhr, Im Zentrum, Dietlikon, Dorfmarkt mit 
SVP-Stand. Anwesend ist von 10.00–11.30 
Uhr u. a. NR Hans Fehr.

Bezirk Bülach / Wallisellen
Samstag, 29. August 2015, ab 10.00 Uhr, 
Wirtschaft zum Doktorhaus, Alte Winter-
thurerstrasse 31, Wallisellen, im grossen 
Doktorhaus-Saal, «Zmörgeli mit Mörgeli» 
und «Ghackets mit Matterhörnli», Brunch. 
11.15 Uhr: Nationalräte Christoph Mörgeli 
und Thomas Matter: «Voller Einsatz für die 
Schweiz», Diskussion, Fragen. Anschlies-
send Musik: «Wyberkapelle». Jedermann 
ist herzlich eingeladen.

Bezirk Dielsdorf / Bachs
Samstag, 12. September 2015, ab 10.00 
Uhr, Huebhof, Fam. R. + W. Erb-Graf, Hueb 
8, Bachs, «Zmörgeli mit Mörgeli» und 
«Ghackets mit Matterhörnli», Brunch. 
11.15 Uhr: Nationalräte Christoph Mörgeli 
und Thomas Matter: «Voller Einsatz für die 
Schweiz», Diskussion, Fragen. Anschlies-
send Musik: «Willis Wyberkapelle». Jeder-
mann ist herzlich eingeladen.

Bezirk Hinwil / Dürnten
Samstag, 5. September 2015, ab 10.00 
Uhr, Garten-Center Meier, Kreuzstrasse 2, 
Dürnten, in Meiers Restaurant, «Zmörgeli 
mit Mörgeli» und «Ghackets mit Matter-
hörnli», Brunch. 11.15 Uhr: Nationalräte 
Christoph Mörgeli und Thomas Matter: 
«Voller Einsatz für die Schweiz», Diskussi-
on, Fragen. Anschliessend Musik: «Willis 
Wyberkapelle». Jedermann ist herzlich 
eingeladen.

Bezirk Meilen / Küsnacht
Donnerstag, 27. August 2015, 19.30 Uhr, 
Reformiertes Kirchengemeindehaus, Unte-
re Heslibachstrasse 5, Küsnacht, National-
ratskandidat Roger Köppel zum Thema 
«Erfolgsmodell Schweiz in Gefahr».

Bezirk Meilen / Stäfa
Donnerstag, 3. September 2015, 17.00 

1.-AUGUST-FEIERN MIT SVP-REDNER/- INNEN

Bezirk Andel� ngen / Feuerthalen
Samstag, 1. August 2015, 9.00 Uhr, im Zentrum Spilbrett, Feuerthalen, Bundes-Samstag, 1. August 2015, 9.00 Uhr, im Zentrum Spilbrett, Feuerthalen, Bundes-
zmorge, 1.-August-Rede von Nationalratskandidat zmorge, 1.-August-Rede von Nationalratskandidat Konrad Langhart.

Bezirk Bülach / GlattfeldenBezirk Bülach / Glattfelden
Samstag, 1. August 2015, ab 9.00 Uhr, Werkhof Wiesengrund, Glattfelden, Zmor-Samstag, 1. August 2015, ab 9.00 Uhr, Werkhof Wiesengrund, Glattfelden, Zmor-
ge-Buffet von der Vereinigung Glattfelder Ortsvereine. Preise: Fr. 15.- pro Person, ge-Buffet von der Vereinigung Glattfelder Ortsvereine. Preise: Fr. 15.- pro Person, 
Kinder bis 12 Jahre: Fr. 1.- pro Altersjahr. Ab 11 Uhr: Musikgesellschaft Glattfelden, Kinder bis 12 Jahre: Fr. 1.- pro Altersjahr. Ab 11 Uhr: Musikgesellschaft Glattfelden, Kinder bis 12 Jahre: Fr. 1.- pro Altersjahr. Ab 11 Uhr: Musikgesellschaft Glattfelden, 
Festansprache von Regierungspräsident Festansprache von Regierungspräsident Ernst Stocker. Musikalische Umrah-
mung durch das Trio Kunz Heller.mung durch das Trio Kunz Heller.

Bezirk Bülach / Hochfelden
Freitag, 31. Juli 2015, ab 19.00 Uhr, beim Werkhof, Hochfelden, 1.-August-Feier. 
20.00 Uhr: 1.-August-Rede von Kantonsrat Hans Heinrich Raths.

Bezirk Bülach / Oberembrach
Samstag, 1. August 2015, ab 11.30 Uhr, im Schulhaus Zweigärten, Oberembrach, 
Bundesfeier, Einstimmung mit den Schwyzerörgeli Fründe Rüti. 12.45 Uhr: Be-
grüssung durch Gemeindepräsident Bernhard Haas. 13.00 Uhr: Festansprache
von Nationalratskandidat Roger Köppel. Anschliessend Landeshymne, Alphorn 
und Fahnenschwinger, Konzert der Stoffelmusikanten Hittnau.

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Samstag, 1. August 2015, ab 17.30 Uhr, Feuerwehrgebäude, Nassenwilerstrasse 2, 
Dielsdorf, 1.-August-Feier mit Musik. 19.00 Uhr: Festansprache von Nationalrats-
kandidat Roger Köppel. 21.30 Uhr: Fackelzug zum Höhenfeuer.

Bezirk Dielsdorf / Regensdorf
Freitag, 31. Juli 2015, 20.00-2.00 Uhr, Festzelt beim Rebhaus Watt, Rebhausfest, 
Festwirtschaft, Tanz und Unterhaltung mit Nöggi und den Lucky Boys.

Samstag, 1. August 2015, ab 9.00 Uhr, Festzelt beim Rebhaus Watt, Bundesfeier. 
Brunch von 9.00 bis 12.00 Uhr. Festwirtschaft von 12.00 bis 2.00 Uhr. Ab 19.00 
Uhr: Unterhaltung mit dem Duo Lucky Boys. 20.30 Uhr: Alphorngruppe Altburg, 
Gedanken zum 1. August von Regierungspräsident Ernst Stocker. Ca. 22.00 Uhr: 
Feuerspektakel mit Höhenfeuer und grossem Feuerwerk.

Bezirk Dielsdorf / Rümlang
Samstag, 1. August 2015, ab 17.00 Uhr, vor der Sporthalle Heuel, Katzenrütistrasse 
44, Rümlang, 1. August-Feier, Apéro um 17.30 Uhr. 18.30 Uhr: Festansprache von 
Nationalrat Toni Brunner. 21.30 Uhr: Fackelzug der Kinder, 1.-Augustfeuer.

Bezirk Dielsdorf / Stadel
Samstag, 1. August 2015, 21.00 Uhr, Neuwis-Hus, Hinterdorfstrasse 55, Stadel, 
Festrede von Nationalrat Gregor Rutz. 22.00 Uhr: Grosses Feuerwerk.

Bezirk Dielsdorf / Steinmaur
Samstag, 1. August 2015, ab 18.30 Uhr, beim Schützenhaus auf der Egg, Stein-
maur, Bundesfeier. 20.00 Uhr: Festansprache von Regierungsrat Markus Kägi. 
Musikalische Umrandung durch die Appenzeller Strichmusig Neff. Grilladen und 
Kuchenbuffet von der Männerriege Steinmaur.

Bezirk Dietikon / Weiningen
Samstag, 1. August 2015, ab 17.00 Uhr, auf dem Bauernhof der Familie Haug im 
Wiesentäli, Weiningen, 1.-August-Feier. 18.00 Uhr: Festrede von Regierungspräsi-
dent Ernst Stocker, Konzert mit der Alphorngruppe Albis. Ab 22.00 Uhr: Lampi-Ernst Stocker, Konzert mit der Alphorngruppe Albis. Ab 22.00 Uhr: Lampi-Ernst Stocker
onumzug und Feuerwerk.

Bezirk Hinwil / Grüningen
Samstag, 1. August 2015, ab 18.00 Uhr, Halle Schmid Kran AG, Platten-Strasse/Hom-
brechtiker-Strasse, Grüningen, 1.-August-Feier, Festwirtschaft. 20.00 Uhr: Begrüssung 
und musikalischer Auftakt mit dem Musikverein Grüningen. 20.15 Uhr: Festansprache 
durch Nationalratskandidat Martin Suter. Wenige Parkplätze vorhanden.

Bezirk Meilen / Erlenbach
Samstag, 1. August 2015, ab 16.00 Uhr, Festzelt bei der Schif� ände, Erlenbach,
1.-August-Feier mit Musik. 21.00 Uhr: Festansprache von Nationalratskandidat 
Roger Köppel.

Bezirk Meilen / Herrliberg
Samstag, 1. August 2015, 20.30 Uhr, auf dem traditionellen Festplatz an der Aus-
sichtsstrasse, Herrliberg, Bundesfeier der Gemeinde Herrliberg, 1.-Augustanspra-
che von Nationalrätin Natalie Rickli.

Bezirk Meilen / Oetwil am See
Samstag, 1. August 2015, ab 18.00 Uhr, beim FC Hüttli, Oetwil am See, Bundesfei-
er, Festwirtschaft mit Grill. Ab 19.00 Uhr: Musikalische Unterhaltung mit dem 
«Pfannenstielgruess», Glockengeläute. 20.00 Uhr: Begrüssung durch Hansjörg 
Riva, VVOe Präsident, Festansprache von Nationalratskandidat Bruno Walliser, Bruno Walliser, Bruno Walliser
gemeinsames Singen der Landeshymne.

Bezirk Meilen / Uetikon am See
Samstag, 1. August 2015, 20.00 Uhr, beim Haus Wäckerling, Uetikon am See, An-
sprache von Kantonsratspräsidentin Theres Weber.

Bezirk Pfäf� kon / Bauma
Samstag, 1. August 2015, ab 9.00 Uhr, Schulanlage Altlandenberg, Altlandenberg-
strasse 4, Bauma, 1. August-Feier mit Nationalrat Toni Brunner, Familien-Toni Brunner, Familien-Toni Brunner
programm.

Bezirk Pfäf� kon / Fehraltorf
Samstag, 1. August 2015, ab 19.00 Uhr, beim Heiget-Huus, Fehraltorf, 1.-August-
Feier. 20.00 Uhr: Festansprache von Kantonsrat Hans Heinrich Raths.

Bezirk Pfäf� kon / Weisslingen
Samstag, 1. August 2015, 18.00 Uhr, Eggbühl, Neschwil, 1.-Augustrede von Stän-
deratskandidat Hans-Ueli Vogt, Festwirtschaft mit Tellschuss-Bar. Höhenfeuer 
und Feuerwerk.

Bezirk Pfäf� kon / Wila
Samstag, 1. August 2015, 11.00 Uhr, Püntstrasse 1, Wila, 1. Augustfeier mit Natio-
nalrat Thomas Matter, Festwirtschaft, Musikalische Unterhaltung.Thomas Matter, Festwirtschaft, Musikalische Unterhaltung.Thomas Matter

Bezirk Uster / Egg
Samstag, 1. August 2015, 11.30 Uhr, auf dem Hof der Familie P� ster, Lurweid 4, 
Esslingen, Bundesfeier der Gemeinde Egg, 1.-Augustansprache von Nationalrätin 
Natalie Rickli.

Bezirk Winterthur / Brütten
Samstag, 1. August 2015, ab 18.00 Uhr, Festplatz mit Zelt beim Aussichtspunkt 
«Buck», Brütten, Bundesfeier. 20.30 Uhr: Festansprache von Nationalrat Jürg 
Stahl. 21.30 Uhr: Höhenfeuer.

Bezirk Winterthur / Dinhard
Samstag, 1. August 2015, ab 19.00 Uhr, beim Markwalderschürli, Dinhard, 
1.-August-Feier, Festwirtschaft und turnerische Darbietungen. 20.00 Uhr: Festan-
sprache von Kantowwnsrat Peter Uhlmann.

Stadt Zürich
Samstag, 1. August 2015, ab 20.00 Uhr, auf dem Uetliberg, 1.-August-Feier mit Samstag, 1. August 2015, ab 20.00 Uhr, auf dem Uetliberg, 1.-August-Feier mit 
Ständeratskandidat Hans-Ueli Vogt. Feuerwerk um 22.30 Uhr.

Stadt Zürich / Kreis  7 und 8
Samstag, 1. August 2015, ab 13.00 Uhr, in der Waldlichtung bei der Wirtschaft Samstag, 1. August 2015, ab 13.00 Uhr, in der Waldlichtung bei der Wirtschaft 
Degenried, Degenriedstrasse 135, Zürich, bei schlechtem Wetter im Restaurant, Degenried, Degenriedstrasse 135, Zürich, bei schlechtem Wetter im Restaurant, 
1.-August-Feier mit Ständeratskandidat Hans-Ueli VogtHans-Ueli Vogt. (Brunch von 10 bis 13 . (Brunch von 10 bis 13 . (Brunch von 10 bis 13 
Uhr in der Wirtschaft Degenried, Infos & Reservationen: 044 381 51 80).Uhr in der Wirtschaft Degenried, Infos & Reservationen: 044 381 51 80).

Kanton Graubünden
Samstag, 1. August 2015, 18.15 Uhr, auf dem Bündner Rigi, Surcuolm GR, 
1.-August-Rede von Nationalratskandidat Wolfram Kuoni.


